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einten Nationen für die Entwicklung Afrikas in den neunziger 
Jahren enthält, zu deren vorrangigen Zielen die beschleunigte 
Umgestaltung, Integration, Diversifizierung sowie das raschere 
Wachstum der afrikanischen Volkswirtschaften zählen, dantit 
diese im Rahmen der Weltwirtschaft eine stärkere Position 
einnehmen, 

nach Behandlung des Berichts der Gemeinsamen 1n­
spektionsgruppe ntit dem Titel "Unterstützung von Wissen­
schaft und Technologie in Afrika durch das System der 
Vereinten Nationen"" und der darin enthaltenen Schlußfolge­
rungen und Empfehlungen, 

in Anerkennung der entscheidenden Bedeutung von 
Wissenschaft und Technologie, einschließlich der entsprechen­
den Inforrnationstechnologien, für die Planung, Entwicklung 
und Entscheidungsfindung auf dem Gebiet der Wissenschaft 
und Technologie sowie der Förderung des Aufbaus einer 
endogenen Kapazität auf dem Gebiet der Wissenschaft und 
Technologie im Rahmen des Wachstums- und Entwick­
lungsprozesses, 

in der Erwägung, daß das Hauptziel von Wissenschaft und 
Technologie, wenn sie Grundbedürfnisse decken sollen, darin 
bestehen muß, Bedingungen zu schaffen, die die in Armut 
lebenden Menschen besser befähigen, sich Zugang zu Wissen 
und Technologien zu verschaffen, diese voll zu verstehen, zu 
integrieren, sich ihrer zu bedienen und auf kreative Art und 
Weise neues Wissen und neue Technologien zu entwickeln, 
um ihre Grundbedürfnisse zu decken, 

betonend, wie wichtig die Süd-Süd-Zusanunenarbeit bei 
der Förderung von Wissenschaft und Technologie in Afrika ist, 
unter anderem im Rahmen der Modalitäten für die wirt­
schaftliche und technische Zusammenarbeit zwischen den 
Entwicklungsländern, 

im Hinblick auf die Bemühungen, die die führenden 
afrikanischen Staatsmänner im Rahmen des Präsidialforums 
über die Verwaltung von Wissenschaft und Technologie im 
Dienste der Entwicklung Afrikas (1995-2005) unternehmen, 

Kenntnis nehmend von dem Aktionsprogramm von Kairo, 
das am 28. Juni 1995 von der Versammlung der Staats- und 
Regierungschefs der Organisation der afrikanischen Einheit 
auf ihrer einunddreißigsten ordentlichen Tagung verabschiedet 
wurde49

, 

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht der Gemeinsamen 
Inspektionsgruppe mit dem Titel "Unterstützung von Wissen­
schaft und Technologie in Afrika durch das System der 
Vereinten Nationen"" nnd von der diesbezüglichen Stellung­
nahme des Verwaltungs.usschusses für Koordinierung"; 

2, ersucht den Generalsekretär, sich auch künftig im 
Rahmen der Neuen Agenda der Vereinten Nationen für die 
Entwicklung Afrikas in den neunziger Jahren für Aktivitäten 

.. Al50!125-ElI995!19. Anhang, 

49 Siehe Af50/647. Anhang 11, Resolution AHG/Res.236 (XXXI). 
'" Al50/125/Add,I·ElI995/19/ Add.l, Anhang. 

zur Unterstützung von Wissenschaft und Technologie in 
Afrika einzuse,tzen und diese durchzuführen; 

3. ersucht den Generalsekretär außerdem, im Benehmen 
ntit den Organisationen, Fonds und Programmen des Systems 
der Vereinten Nationen und unter Berücksichtigung der in den 
genannten Berichten und anderen einschlägigen Resolutionen 
der Generalversammlung zum Ausdruck gebrachten Auf­
fassungen und Empfehlungen, konkrete Vorschläge zu 
Aktivitäten zu unterbreiten, die 1996 im Zuge der Halbzeit­
überprüfung der Neuen Agenda der Vereinten Nationen für die 
Entwicklung Afrikas in den neunziger Jahren durchgeführt 
werden sollen, um die Unterstützung von Wissenschaft und 
Technologie in Afrika durch das System der Vereinten 
Nationen zu verstärken, und der Versammlung auf ihrer 
einundfünfzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten. 

96, Plenarsitzung 
20. Dezember 1995 

50/103. Durchführung des Aktiousprogramms für die 
neunziger Jahre zuguusten der sm wenigsten 
entwickelten Länder 

Die Generalversammlung, 

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 45/206 vom 21. De­
zember 1990, in der sie sich die Pariser Erklärung und das 
Aktionsprogramm für die neunziger Jahre zugunslen der arn 
wenigsten entwickelten Länder'! zu eigen gemacht hat, und 
49/98 vom 19, Dezember 1994, mit der sie die Einberufung 
der Zwischenstaatlichen Tagung auf hoher Ebene zur globalen 
Halbzeitüberprüfung der Durchführung des Aktionsprogranuns 
für die neunziger Jahre zugunsten der am wenigsten entwickel­
ten Länder beschlossen hat, 

in Bekräftigung der Pariser Erklärung und des Aktions­
progranuns, deren Hauptziel es ist, der weiteren Verschlechte­
rung der sozioökonontischen Lage der arn wenigsten entwik­
kelten Länder Einhalt zu gebieten, das Wachstum und die 
Entwicklung in diesen Ländern neu zu beleben und zu be­
schleunigen und sie im Zuge dieses Prozesses auf den Weg zu 
einem nachhaltigen Wirtschaftswachstum und einer bestand­
fahigen Entwicklung zu bringen, 

mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis darüber, daß die 
Entwicklungsländer als Gruppe viele der Ziele des Aktions­
programms nicht haben verwirklichen können und daß sich 
ihre sozioökonomische Lage insgesamt weiter verschlechtert 
hat, 

mit Besorgnis feststellend, daß sich der Zufluß von Mitteln 
für die Entwicklung der arn wenigsten entwickelten Länder 
verringert hat und daß es daher notwendig ist, diesen Ländern 
bei der Mittelvergabe zu Vorzugsbedingungen Vorrang ein­
zuräumen, daß diese Länder weiterhin eine RandsteIlung im 
Welthandel einnehmen, daß außerdem viele der am wenigsten 
entwickelten Länder ernsten Schuldenproblemen gegenüber-

51 Siehe Report 0/ the Second United Nations Conference on Jhe Least 
Developed Countries, Paris, 3·]4 September 1990 (AlCONE1471l8), Erster 
Teil. 
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stehen und daß mehr als die Hälfte von ihnen als hochver­
schuldet gilt, 

Kenntnis nehmend von den einvernehmlichen Schlußfolge­
rungen 423 (XLI) des Handels- und Entwicklungsrats vom 
31. März 1995" betreffend die jährliche Überprüfung der 
Fortschritte bei der Durchführung des Aktionsprogramms für 
die neunziger Jahre zugunsten der am wenigsten entwickelten 
Länder, die sich auf den Bericht The Least Developed Coun­
tries 1995 Report" stützen, 

Kenntnis nehmend von der Mitteilung des Generalsekretärs 
zur Übermittlung des Berichts der Zwischenstaatlichen Tagung 
auf hoher Ebene zur globalen Halbzeitüberprüfung der 
Durchfiihrung des Aktionsprogramms für die neunziger Jahre 
zugunsten der am wenigsten entwickelten Länder", 

I. bekräftigt, daß das Aktionsprogramm für die neunzi­
ger Jahre zugunsten der am wenigsten entwickelten Länder! 
die Grundlage für eine anf geteilter Verantwortung und 
gestärkter Partnerschaft aufbauende fortgesetzte Zusammen· 
arbeit zwischen den am wenigsten entwickelten Ländern, die 
selbst die Verantwortung für ihre Entwicklung tragen, und 
ihren Partnern in der Entwicklung bildet, und bekräftigt ihre 
Verpflichtung auf die volle und wirksame Durchführung des 
Aktionsprogramms; 

2. unterstützt die in dem dieser Resolution als Anlage 
beigefügten Bericht der Zwischenstaatlichen Tagung auf hoher 
Ebene zur globalen Halbzeitüberprüfung der Durchführung 
des Aktionsprogramms für die neunziger Jahre zugunsten der 
am wenigsten entwickelten Länder enthaltenen Maßnahmen 
und Empfehlungen", die darauf angelegt sind, die volle 
Durchführung des Aktionsprogramms während der zweiten 
Hälfte der Dekade sicherzustellen; 

3. fordert alle Regierungen, internationalen und multila­
teralen Organisationen, die Finanzinstitutionen und Entwick­
lungsfonds, die Organe, Organisationen und Programme des 
Systems der Vereinten Nationen sowie alle anderen maß­
geblichen Organisationen auf, sofortige, konla'ete und ge­
eiguete Schritte zur Durchführung des Aktionsprogramms zu 
unternehmen und dabei den Maßnahmen und Empfehlungen 
der Globalen HalbzeitüberpfÜfung in vollem Umfang Rech­
nung zu tragen, um ein nachhaltiges WIrtschaftswachstum und 
eine bestandfahige Entwicklung in den am wenigsten entwik­
kelten Ländern sicherzustellen und sie in die Lage zu verset­
zen, sich am ProzeB der Globalisierung und Liberalisierung zu 
beteiligen und Nutzen daraus zu ziehen; 

4.. stellt fest, daß viele der am wenigsten entwickelten 
Länder ihrerseits mutige und weitreichende politische Refor­
men und Anpassungsmaßnahmen in Übereinstimmung mit 
dem Aktionsprogramm durchgeführt haben, und betont in 
diesem Zusammenhang, daß auf einzelstaatlicher Ebene 
politische Schritte und Maßnahmen mit dem Ziel unternom-

52 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Fünfzigste Tagung, 
Beilage 15 (AISOllS), Kap. I, Abschnitt B. 

$3 Veröffentlichung der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.95,II.D.2. 
" Siehe Al50n45. Siehe auch AlS0n46. 
s, Al50n45, Erster bis Dritter Teil. 

men werden müssen, die gesamtwirtschaftliche Stabilität durch 
die Rationalisierung der Staatsausgaben und durch eine solide 
Geld- und Finanzpolitik zu verwirklichen, um die Existenz 
eines dynamischen Privatsektors sicherzustellen, indem eine 
tragfahige Rechtsstruktur geschaffen, die Erschließung der 
menschlichen Ressourcen verbessert, der Lebensstandard 
erhöht, die Gesundheit und die Rechtsstellung der Frau 
verbessert wird, und fordert die internationale Gemeinschaft 
auf, hierzu angemessene Unterstützung zu leisten; 

5. fordert alle Gehedänder mit iiußerstem Nachdruck auf, 
ihre Verpflichtungen in allen einschlägigen Bereichen, 
namentlich den in. Aktionsprogramm festgelegten einver­
nehmlichen Katalog von Hilfezielen und -verpflichtungen so­
wie die Unterstützung bei der Festigung der Strukturanpas­
sungsreformen, sowie die auf der Globalen Halbzeitüber­
prüfung vereinbarten Maßnahmen vollständig und rasch 
umzusetzen, um den Gesamtumfang der Auslandshilfe für die 
am wenigsten entwickelten Länder bedeutsam und erheblich 
zu steigern und dabei den gestiegenen Bedarf dieser Länder 
sowie die Bedürfnisse derjenigen Länder, die als Ergebnis der 
Zweiten Konferenz der Vereinten Nationen über die an, 
wenigsten entwickelten Länder der Liste der am wenigsten 
entwickelten Länder hinzugefügt worden sind, zu berücksichti­
gen; 

6. betont, von welch entscheidender Bedeutung multila­
terale Hilfe in Form von multilateralen Zuschußprogrammen 
für die am wenigsten entwickelten Länder ist, und macht in 
diesem Zusammenhang darauf aufmerksam, daß es wichtig ist, 
eine angemessene Wiederauffüllung der Mittel der Interna­
tionalen Entwicklungsorganisation und der weichen Schalter 
der regionalen Entwicklungsbanken sicherzustellen; 

7. unterstreicht die ernsten Schuldenprobleme der am 
wenigsten entwickelten Länder, die verstärkte Anstrengungen 
zur Ausarbeitung einer internationalen Schuldenstrategie 
erfordern, wozu auch konkrete Maßnahmen zur Erleichterung 
der Schuldenlast und verstärkte Finanzierung zu Vorzugs­
bedingungen zur Unterstützung geeigneter wirtschaftspoliti­
scher Maßnahmen gehören, die für die Neubelebung des 
Wachstums und der Entwicklung der am wenigsten entwickel­
ten Länder von entscheidender Bedeutung sein werden, und 
ermutigt die Bretton-Woods-Institutionen, ihre laufenden 
Beratungen über Möglichkeiten zur Bewältigung des Problems 
der multilateralen Verschuldung, namentlich der am wenigsten 
entwickelten Länder, zu beschleunigen; 

8. wiederholt, daß vermehrte Gelegenheiten, Handel zu 
treiben, die Neubelebung des Wirtschaftswachstums in den am 
wenigsten entwickelten Ländern fördern können, ruft dazu auf, 
den Marktzugang für deren Erzeugnisse beträchtlich zu 
erleichtern, und betont, wie wichtig es ist, die Bestimmungen 
der Schlußakte über die Ergebnisse der multilateralen Handels­
verhandlungen der Uruguay.Runde' wirksam anzuwenden, 
und betont in diesem Zusammenhang ferner die Bedeutung 
konkreter, geeigneter Maßnahmen zur vollen und raschen 
Durchführung der Erklärung von Marrakesch9

, insoweit sie 
sich auf die am wenigsten entwickelten Länder bezieht, sowie 
des Ministerbeschlusses über Maßnahmen zugunsten der am 
wenigsten entwickelten Länder wie auch der Maßnahmen, 
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über die auf der Globalen Halbzeitüberprüfung Einigung er­
zielt wurde, mit dem Ziel, die am wenigsten entwickelten 
Länder in die Lage zu versetzen, größtmöglichen Nutzen aus 
der Schlußakte zu ziehen und mit etwaigen sich daraus 
ergebenden nachteiligen Auswirkungen fertig zu werden; 

9. wiederholt außerdem, wie wichtig es ist, den Minister­
beschluß über Maßnahmen im Zusammenhang mit möglichen 
nachteiligen Auswirkungen von Reformprogrammen auf die 
am wenigsten entwickelten Länder und die Entwicklungs­
länder, die Netto .. Nahrungsmittelimporteure sind, umzusetzen; 

10. bekräftigt, daß die Folgernaßnahmen und die Überwa­
chungsmechanismen zur Durchführung des Aktionsprogramms 
auf nationaler, regionaler und globaler Ebene von entscheiden­
der Bedeutung für die Durchführung des Aktionsprogramms 
sind; 

11. erinnert daran, daß sie in ihrer Resolution 49/98 don 
Generalsekretär gebeten hat, der Generalversammlung auf 
ihrer fünfzigsten Tagung Empfehlungen zu unterbreiten, mit 
denen sichergestellt werden soll, daß das Sekretariat der 
Handels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen 
über ausreichende Kapazitäten verfögt, nm die Ergebnisse der 
Globalen Halbzeitüberprüfung wirksam weiterzuverfolgen und 
mn Folgernaßnahmen zu den Schlußfolgerungen und Empfeh­
lungen betreffend die aru wenigsten entwickelten Länder zu 
ergreifen, die von den großen Konferenzen der Vereinten 
Nationen verabschiedet wurden, und nimmt in diesem Zu­
sammenhang Kenntnis von den entsprechenden Vorschlägen 
des Generalsekretärs bezüglich des Programrnhaushaltsplans 
für den Zweijahreszeitramn 1996-1997; 

12. betont, wie wichtig die vom Handels- und Entwick­
lungsrat vorgenommenen jährlichen Überprüfungen der 
Fortschritte bei der Durchführung des Aktionsprogramms sind 
und wie dringend notwendig es ist, Vertretern der am wenig­
sten entwickelten Länder die Teilnahme an solchen jährlichen 
Überprüfungen zu ermöglichen, und ersucht zu diesem Zweck 
den Generalsekretär, durch die Beschaffung von außerplan­
mäßigen Mitteln und nötigenfalls durch die Umschichtung 
vorhandener Mittel aus dem ordentlichen Haushalt für die 
Kosten der Teilnahme von Vertretern der am wenigsten 
entwickelten Länder aufzukommen; 

13. erinnert daran, daß im Einklang mit Ziffer 140 des 
Aktionsprogramms" und Ziffer 7 c) der Resolution 45/206 der 
Generalversammlung, wonach die Versammlung auf ihrer 
zweiundfünfzigsten Tagung die Abhaltung einer dritten 
Konferenz der Vereinten Nationen über die aru wenigsten 
entwickelten Länder in Erwägung ziehen wird, am Ende der 
Dekade eine umfassende Überprüfung und Bewertung der 
Durchführung des Aktionsprogramms unternommen werden 
wird; 

14. fordert die neunte Tagung der Handels- und Entwick­
lungskonferenz der Vereinten Nationen auf, die Ergebnisse der 
Zwischenstaatlichen Tagung auf hoher Ebene zur globalen 
Halbzeitüberprüfung der Durchführung des Aktionsprogramms 
für die neunziger Jahre zugunsten der am wenigsten entwickel­
ten Länder zu berücksichtigen; 

15. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
auf ihrer zweiundfünfzigsten Tagung einen Bericht über die 
Durchführung dieser Resolution vorzulegen. 

ANLAGE 

96. Plenarsitzung 
20. Dezember 1995 

Globale Halbzeitüberpmfung der Fortschritte bei der 
Durchführung des Aktionsprogramms für die uelUlZiger 
Jahre zugunsten der sm wenigsten entwickelten Länder 

ERSlER TEIL 

ERKLÄRUNG DER ZWiSCHENSTAA1LICIIEN TAGUNG AUF HOllER 
EBENE ZUR GLOBALEN HALBZEI1ÜBERPRÜFUNG DER 

DURCHFÜHRUNG DES AKTIONSPROGRAMMS FÜR DIE 

NEUNZlGERJAHREZUGUNSTENDERAMWENlGSTENENTWIK­
KELTEN LÄNDER 

Die Tagung 

erklärt insbesondere folgendes: 

a) Die Tagungsteilnehmer haben die Fortschritte bei der 
Durchführung des Aktionsprogramms bewertet und Einigung 
über konkrete Empfehlungen erzielt, die eine wirksamere 
Durchführung des Programms während des verbleibenden 
Teiles der Dekade sicherstellen sollen. 

b) Sie haben ihre Selbstverpflichtung zur Zusammen­
arbeit bei der Verwirklichung des Hauptziels des Aktions­
programms bekräftigt, nämlich, der weiteren Verschlechterung 
der sozioökonomischen Lage der am wenigsten entwickelten 
Länder Einhalt zu gebieten, das Wachstum und die Entwick­
lung in diesen Ländern neu zu beleben und zu beschleunigen 
und sie im Zuge dieses Prozesses auf der Grundlage geteilter 
Verantwortung und verstärkter Partnerschaft auf den Weg Zu 

wirtschaftlichem Wachstum und einer bestandfähigen Ent­
wicklung zu bringen. 

c) Die am wenigsten entwickelten Länder als Gruppe 
haben viele der Zielsetzungen des Aktionsprogramms nicht 
verwirklichen können, und ihre sozioökonomische Gesamtlage 
hat sich weiter verschlechtert, wie von den Tagungsteilneh­
mern mit großer Besorgnis vermerkt wurde. Auf inner­
staatlicher Ebene trugen in einigen der aru wenigsten entwik­
kelten Länder bürgerkriegsähnliche Auseinandersetzungen und 
wiederkehrende Naturkatastrophen sowie die daraus resultie­
renden sozialen und wirtschaftlichen Belastungen, makro­
ökonomische Ungleichgewichte und die Leistungsschwäche 
der produzierenden Sektoren, unter anderem das Fehlen einer 
angemessenen materiellen und institutionellen Infrastruktur, zu 
dieser Verschlechterung bei. Anhaltende und besorgnis­
erregende Verschuldungs- und Schuldendienstprobleme, ein 
sehr niedriges Ausfuhrvolumen, ein rückläufiger Anteil am 
Welthandel und unzulängliche Auslandsmittel haben sich 
nachteilig auf ihr Wachstum und ihre Entwicklung ausgewirkt. 

tf) Dennoch haben die am wenigsten entwickelten Länder 
unter vielen Schwierigkeiten die Durchführung vielfältiger und 
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weitreichender Reformen fortsetzt In einigen Ländern haben 
diese Bemühungen, ergänzt durch ein günstiges externes 
Klima, zu ermutigenden Ergebnissen geführt. Viele Entwick­
lungspartner haben die am wenigsten entwickelten Länder 
vermehrt unterstützt, wenn auch die Verpflichtung, die Ge­
samthöhe der Auslandshilfe für diese Länder erheblich zu er­
höhen, nicht erfüllt worden ist. 

e) Die Teilnehmer sind entschlossen, ihre Bemühungen 
zur Durchführung der auf dieser Tagung vereinbarten Maß­
nahmen und Empfehlungen fortzusetzen. Sie sind zuversicht­
lich, daß ein Erfolg dieser Bemühungen zu einer Neubelebung 
und Beschleunigung des Wachstums und der Entwicklung in 
den am wenigsten entwickelten Ländern führen und es ihnen 
ermöglichen wird, an den Prozessen der Globalisierung und 
der Liberalisierung teilzuhaben und Nutzen daraus zu ziehen. 

/) Sie fordern alle Regierungen, das System der Ver-
einten Nationen, die regionalen und subregionalen Organisa­
tionen sowie die kompetenten nichtstaatlichen Organisationen 
auf, sich mit vereinten Kräften um die Durchführung der auf 
dieser Tagung vereinbarten Maßnahmen und Empfehlungen zu 
bemühen, um den Erfolg des Aktionsprogramms sicher­
zustellen. 

g) Sie glauben fest daran, daß die am wenigsten entwik­
kelten Länder, die selbst die Hauptverantwortung für ihre 
eigene Entwicklung tragen, den erforderlichen politischen 
Willen ihrerseits vorausgesetzt und mit Unterstützung der 
internationalen Gemeinschaft in der Lage sein werden, mit 
besseren Zukunftsaussichten für ihre Völker in das nächste 
Jahrhundert einzutreten. 

ZWEITER TEIL 

BEWERTUNG DER FORTSCHRITIE BEI DER DURCHFÜHRUNG DES 

AKTIONSPROGRAMMS FÜR Dm NEUNZIGER JAHRE ZUGUN­

STEN DER AM WENIGSTEN ENTWICKELTEN LÄNDER AUF 

EINZELSTAATLICHER EBENE UND FORTSCHRITTE BEI DEN 

INTERNATIONALEN UNTERSTÜlZUNGSMASSNAHMEN 

EINFÜHRUNG 

1. Die 1990 in Paris abgehaltene Zweite Konferenz der 
Vereinten Nationen über die am wenigsten entwickelten 
Länder verabschiedete die Pariser Erk:Iärung und das Aktions­
programm für die neunziger Jahre zugunsten der am wenigsten 
entwickelten Länder. Die wesentlichen Grundsätze und Ziele 
des Aktionsprogramms besitzen auch heute noch Gültigkeit. 
Hauptzie! des Aktionsprogramms ist es, der weiteren 
Verschlechterung der sozioökonomischen Lage der am 
wenigsten entwickelten Länder Einhalt zu gebieten, das 
Wachstum und die Entwicklung in diesen Ländern neu zu 
beleben und zu beschleunigen und sie im Zuge dieses Prozes­
ses auf den Weg zu nachhaltigem Wachstum und einer 
bestandfähigen Entwicklung zu bringen. Die im Aktions­
programm niedergelegten politischen Schritte und Maßnahmen 
zur Unterstützung dieser Zielsetzungen betreffen die folgenden 
Hauptbereiche: Schaffung eines wirtschaftspolitischen Rah­
mens, der nachhaltiges Wirtschaftswachstum und eine lang­
fristige Entwicklung begünstigt; Entwicklung und Mobilisie­
rung des Humankapitals; Entwicklung, Ausweitung und 

Modemisierung der Produktionsgrundlage; Umkehr des 
Trends zur U mweltzerstörung; Förderung einer integrierten 
Politik ländlicher Entwicklung mit den Zielen, die Nahrungs­
mittelproduktion und das Einkommen der Landbevölkerung zu 
erhöhen und die nichtlandwirtschafüichen Aktivitäten zu 
verstärken, und schließlich die Bereitstellung angemessener 
Auslandsunterstützung. 

2. Es wurde mit großer Sorge festgestellt, daß seit den frühen 
siebziger Jahren nur ein Land, nämlich Botsuana, aus der 
Gruppe der am wenigsten entwickelten Länder aufgerückt ist. 
Gleichzeitig ist die Zahl der am wenigsten entwickelten Länder 
seit der Pariser Konferenz im September 1990 von 41 auf 
heute 48 Länder gestiegen, ohne daß trotz nationaler und 
internationaler Bemühungen die Unterstützungsmaßnahmen 
im sei ben Verhältnis zugenommen hätten, 

I. HAUPTENTWICKLUNGEN IN DEN FRÜHEN NEUNZIGER 

JAHREN 

3. Trotz der energischen Anstrengungen der am wenigsten 
entwickelten Länder um die Durchfühnmg der im Aktions­
programmvorgesehenen Wirtschaftsreformen ist es ihnen als 
Gruppe nicht gelungen, viele Ziele des Aktionsprogramms zu 
verwirklichen, und ihre sozioökonomische Gesamtlage hat sich 
weiter verschlechtert. Mehrere innerstaatliche wie auch externe 
Faktoren haben zu dieser Verschlechterung beigetragen. Im 
innerstaatlichen Bereich sind zu nennen: bürgerkriegsähnliche 
Auseinandersetzungen und wiederkehrende Naturkata'trophen 
in einigen der am wenigsten entwickelten Länder, mit den 
daraus resultierenden sozialen und wirtschafüichen Belastun­
gen, politische Instabilität, gesamtwirtschaftliche Ungleichge­
wichte, die sich in hohen Haushalts- und Zahlungsbilanzdefizi­
ten niederschlagen, ferner in vielen Fällen die ungünstigen 
kurzfristigen Auswirkungen von Anpassungen der makro­
ökonomischen Politik auf bestimmte Bereiche, insbesondere 
auf die am meisten benachteiligten und schwächsten Bevölke­
rungsgruppen, sowie die Leistungsschwäche des produzieren­
den Sektors, namentlich das Fehlen einer angemessenen 
materiellen Infrastruktur. Zu den externen Faktoren gehören 
die anhaltenden Verschuldungs- und Schuldendienstprobleme, 
der rückläufige Anteil der am wenigsten entwickelten Länder 
am Welthandel und ihre fortdauernde Marginalisierung, der 
unzulängliche Zufluß von Auslandskapital und das Auftreten 
neuer Nachfrager nach Hilfe. 

4. Den Statistiken der Handels- und Entwicklungskonferenz 
der Vereinten Nationen (UNCTAD) zufolge betrug die reale 
Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts (BIP) der am 
wenigsten entwickelten Länder in den ersten vier Jahren der 
neunziger Jahre im Schnitt lediglich 1,7 Prozent pro Jahr, 
während sie in den achtziger Jahren noch 2,3 Prozent betragen 
hatte. Trotz des Aufschwungs der Weltwirtschaft bleibt die 
Situation der am wenigsten entwickelten Länder weiterhin 
prekär, obwohl einige von ihnen begrenzte Fortschritte 
erzielen konnten. Bei einem jährlichen Bevölkerungswachstum 
von durchschnittlich 2,9 Prozent sank das Pro-Kopf-BIP um 
1,1 Prozent pro Jahr und drohte so die ohnehin prekäre 
Eiukommens- und Konsumsituation weiter zu verschlechtern 
und gleichzeitig die Kluft zwischen Ersparnis und Investitio­
nen in diesen Ländern zu vertiefen. 
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5. Während die Verlangsamung des Wirtschaftswachstums 
sowohl die asiatischen als auch die afrikanischen am wenigsten 
entwickelten Länder erfaßte, konnten die ersteren, denen unter 
anderem ein vergleichsweise günstiges regionales Umfeld 
zugute kam, in den neunziger Jahren ein durchschnittliches 
Pro-Kopf-Produktionswachstum von jährlich 1,4 Prozent 
erzielen, während letztere einen 2,1 prozentigen Rückgang pro 
Jahr zu verzeichnen hatten. Zwischen den einzelnen Ländern 
gab es, was das Wachstum bettifft, erhebliche Abweichungen. 
So ist es ermutigend festzustellen, daß trotz des schlechten 
Abschneidens der Gruppe insgesamt nahezu ein Viertel der am 
wenigsten entwickelten Länder Anfang der neunziger Jahre 
Zuwächse beim Pro-Kopf-Einkommen erzielen konnten. Eine 
starke Ausweitung der landwirtschaftlichen Produktion, Stabi­
lität im Inneren, entschIossenes staatliches Handeln und 
vernünftige politische und regulatorische Rahmenhedingungen 
für die Entwicklung, ergänzt durch erhebliche Auslandsunter­
stützung, haben neben anderen Faktoren zur Steigerung des 
Wirtschaftswachstums beigetragen. 

6. Die Verschlechterung der sozioökonomischen Bedingun­
gen in vielen der am wenigsten entwickelten Länder während 
der neunziger Jahre hat sich in zunehmendem Maße in einer 
ausgeprägten Verschlechterung der Lebensumslände der 
Menschen ausgewirkt: geringere Kalorienzufuhr, erhöhte 
Sterblichkeit und Morbidität, erneutes Auftteten und Ver­
breitung von Krankheiten, niedrigere Schülerzahlen, weitere 
Marginalisierung der Schwächsten der Gesellschaft und andere 
Zeichen akuter sozialer Not, wie in Abschnitt V näher ausge­
führt. 

7. Das externe Umfeld ist für die am wenigsten entwickelten 
Länder insgesamt schwierig geblieben. Mit dem Einttitt in die 
neunziger Jahre ist ihr Anteil am weltweiten Exportauf­
kommen, trotz einer Zunahme ihrer Ausfuhren von Industrie­
gütern, um mehr als drei Achtel gegenüber dem bereits 
niedrigen Wert von 0,7 Prozent im Jahr 1980 gesüuken; 
gleichzeitig ist ihr Anteil am weltweiten Importaufkommen 
gegenüber dem ebenfalls bereits niedrigen Wert von 1,0 Pro­
zent im Jahr 1980 um ein Drittel zurückgegangen. Trotz ener­
gischer Bemühungen um die Diversifizierung ihrer hauptsäch­
lich aus Rohstoffen bestehenden Exporte blieben die Volks­
wirtschaften der am wenigsten entwickelten Länder weiter 
anfallig für Schwanknngen und Instabilitäten der Rohstoff­
märkte. Bei der öffentlichen Entwicklungshilfe, auf die die am 
wenigsten entwickelten Länder als Quelle der Auslandsfinan­
zierung hauptsächlich angewiesen sind, war am Anfang der 
neunziger Jahre ein Rückgang zU verzeichnen, und die Aus­
sichten für diese Hilfen bleiben ungewiß. Ohgleich zahlreiche 
am wenigsten entwickelte Länder förderliche rechtliche Rah­
menbedingungen für ausländische Investitionen geschaffen 
haben, konnten sie doch bisher noch keine umfangreichen 
ausländischen Direktinvestitionen anziehen. Trotz Maßnalunen 
zur Erleichterung ihrer Auslandsschuldenlast bleibt letztere 
doch für viele der am wenigsten entwickelten Länder auf die 
Dauer unerträglich hoch und beeinträchtigt ernsthaft ihre 
Bemühungen um Anpassung und Entwicklung. 

8. Einige Entwicklungsländer sind auch wichtige Entwick­
lungspartner der am wenigsten entwickelten Länder und 
verfügen über eigene Programme für technische Hilfe und 

Ausbildung zugunsten dieser Länder. Die Möglichkeiten zur 
Ausweitung der wirtschaftlichen und technischen Zusammen­
arbeit zwischen den am wenigsten entwickelten Ländern und 
anderen Entwicklungsländern verdienen insbesondere ange­
sichts der neuen Chancen, die sich im Gefolge des dyna­
mischen Wachstums einiger dieser anderen Entwicklungs­
länder ergaben, eine weitergehende Prüfung und Unterstützung 
seitens der internationalen Gemeinschaft. Zur vollen Aus­
schöpfung der Möglichkeiten einer solchen Süd-Süd-Zu­
sammenarbeit können dreiseitige Finanzierungsvereinbarungen 
getroffen werden, die aktive Beiträge der entwickelten Länder 
und der zuständigen internationalen Organisationen mit 
einschließen. 

9. Mehrere der 3m wenigsten entwickelten Länder haben eine 
Reihe von Maßnahmen zur Förderung des Handels mit ihren 
Nachbarländern ergriffen. Beispielsweise versuchten eine 
Reihe afrikanischer am wenigsten entwickelter Länder, 
insbesondere Binnenstaaten, eine Art Freihandelszone oder 
Zollunion auf suhregionaler Ebene zu errichten. Die Schaffung 
solcher subregionalen Einrichtungen ist jedoch auf eine Reihe 
von Hindernissen gestoßen, die sie in ihrer Wirksamkeit 
eingeschränkt haben. 

10. Zusanunenf.ssend ist daher festzuhalten, daß während 
der ersten Hälfte der neunziger Jahre die erforderlichen 
Fortschritte bei der Verwirklichung des Gesamtziels des 
Aktionsprogramms in den meisten der am wenigsten entwik~ 
kelten Länder nicht eingetreten sind, obgleich in einer Reihe 
von ihnen durch die Anwendung zwecktnäßiger Politiken 
gewisse FOltschritte zu verzeichnen waren. Ferner wird der 
fortdauernde Prozeß der Globalisierung und Liberalisierung 
der Wirtschaft mit großer Wahrscheinlichkeit tiefgreifende 
Folgen für die künftige Entwicklung der am wenigsten 
entwickelten Länder haben. Dieser Prozeß bietet großartige 
Wachstums- und Entwicklungsmöglichkeiten, birgt aber auch 
Risiken der Instabilität und der Marginalisierung. Die am 
wenigsten entwickelten Länder haben insgesamt bei der 
Überwindung von strukturellen Zwängen, von Unzulänglich­
keiten der Infrastruktur, des Schuldenüberhangs, bei der 
Förderung und Diversifizierung im Unternehmens- und im 
Exportseklor, bei der Anziehung ausländischer Investitionen 
und bei der Schaffung einer ausreichenden Technologiebasis 
nur begrenzte Fortschritte erzielt. Angesichts dessen befinden 
sich die meisten der am wenigsten entwickelten Länder in 
einer sehr ungünstigen Ausgangssituation, wenn es darum 
geht, sich der Herausforderung der Globalisierung und der 
Liberalisierung zu stellen. 

H. DER PROZESS DER POLITIKREFORM 

11. In den letzten Jahren haben die meisten der am 
wenigsten entwickelten Länder einen Prozeß der Struktur­
anp ... ung und weitreichender Reformen begonnen, der oft 
einem international vereinbarten Rahmen für Struktur- und 
Sektoranpassungen folgte. Wichtige Schwerpunktbereiche 
ihrer Politik waren die Bewältigung von Haushalts- und 
Zahlungsbilanzdefiziten, die verbesserte Mobilisierung und der 
wirksamere Einsatz illländischer Ressourcen im Wege von 
Steuerreformen, die Steigerung der Effektivität des öffentli­
chen Sektors und die Schaffung besserer Chancen für den 
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Privatsektor. Die am wenigsten entwickelten Länder haben 
außerdem in maßgeblichen Bereichen wie Bevölkerung, 
Bildung, Gesundheit, Ernährungssicherung und Handelspolitik 
Reformen eingeleitet. 

12. Dennoch steht in einigen Fällen das Tempo und die 
Reichweite dieser Reformen im Kontrast zur Begrenztheit der 
erzielten Fortschritte. Insbesondere gab es trotz Erfolgen bei 
der Sicherung der kurzfristigen makroökonomischen Stabilität 
manchmal Fälle, in denen die Reformen anscheinend weder 
zur Aufhebung struktureller Zwänge beitrugen, denen die 
Volkswirtschaften der am wenigsten entwickelten Länder 
ausgesetzt waren, noch die Versorgungskapazitäten und die 
Exportdiversifizierung verbesserten. Obschon daher erkannt 
wurde, daß der Reformprozeß manchmal keine sofortigen 
Ergebnisse garantieren konnte, wurde doch unterstrichen, daß 
die Bemühungen der am wenigsten entwickelten Länder einen 
Rahmen schufen, innerhalb dessen sich Wachstum und 
Strukturwandel unter günstigeren Voraussetzungen auf längere 
Sicht gegenseitig verstärken könnten. 

13. Die Erfahrungen der am wenigsten entwickelten 
Länder weisen auf eine Reihe von Faktoren hin, die für den 
Erfolg oder das Scheitern von Reformmaßnahmen ausschlag­
gebend waren. Die wichtigsten darunter waren das Bekenntnis 
der Regierung zu Reformen, die Zwecktnäßigkeit der staatli­
chen Politik, die Reihenfolge der Reformen und der Umfang 
der finanziellen Unterstützung aus dem Ausland zur Abstüt­
zung der Reformbemühungen. Probleme der politischen 
Konzeption, insbesondere die Nichtberficksichtigung struk­
tureller Gegebenheiten und der Ressourcenausstattung,haben 
die Reformprozesse verzögert oder sogar zum Stillstand ge­
bracht. Die unzureichende Mobilisierung inländischer und 
ausländischer Ressourcen hat sich für die am wenigsten ent­
wickelten Länder als besonders entwicklungshemmend er­
wiesen. 

14. Die sozioökonomischen Schwierigkeiten der meisten 
am wenigsten entwickelten Länder wurden noch durch jeweils 
unterschiedliche ökologische Probleme verschärft, wie 
Bodendegradation und -erosion, Dürre und Wüstenbildung, die 
ihre Entwicklungsaussichten beeinträchtigen. Diese Umwelt­
probleme werden in den am wenigsten entwickelten Ländern 
durch eine Reihe komplexer und miteinander verknüpfter 
Faktoren verstärkt, namentlich Armut, armutsbedingten 
Bevölkerungsdruck und grenzüberschreitende Flüchtlings­
bewegungen, die auf vom Menschen verursachte Katastrophen 
und Naturkatastrophen zurückzuführen waren. Eine bemer­
kenswerte Entwicklung war, daß die am wenigsten entwickel­
ten Länder ein wachsendes Bewußtsein für Umweltfragen und 
-probleme bewiesen haben; viele haben zu ihrer Bewältigung 
Politiken, Strategien und institutionelle Mechanismen einge­
führt. Die spezielle Situation und die besonderen Bedürfnisse 
der am wenigsten entwickelten Länder sollten mit besonderem 
Vorrang behandelt werden. Die internationale Zusammenarbeit 
für eine bestandfähige Entwicklung sollte verstärkt werden, 
um die Bemühungen der am wenigsten entwickelten Länder zu 
ergänzen und zu unterstützen. Insbesondere besteht ein Bedarf 
an angemessenen und berechenbaren neuen und zusätzlichen 
Finanzmitteln aus öffentlichen wie auch privaten Quellen für 
umweltverträgliche Entwicklungsprogramme und -projekte. 

Auf ane Fälle ist eine angemessene internationale Unterstüt­
zung vonnöten, um den Übergang von der Nothilfe zu Wieder­
aufbau und entwicklungsfördernden Maßnahmen zu erleich­
tern und insbesondere im Kontext der Aktivitäten der Interna­
tionalen Dekade für Katastrophenvorbeugung den Aufhau 
nationaler Kapazitäten zu fördern, die zur Verhinderung 
beziehungsweise Milderung künftiger Notstandssituationen 
beitragen sollen. 

15. Es ist ermutigend festzustellen, daß in vielen der am 
wenigsten entwickelten Länder durch weitreichende Ver­
änderungen im System der Staatsführung, von freien Wahlen 
bis zu demokratischen Verfassungsreformen, neue Möglich­
keiten zur Errichtung von Regierungssystemen eröffnet 
wurden, die durch erhöhte Partizipation und Transparenz 
gekennzeichnet sind. 1m allgemeinen waren die am wenigsten 
entwickelten Länder, die eine Wiederbelebung des Wirt­
schaftswachstums erzielen konnten, auch diejenigen, die 
größere Fortschritte bei der Partizipation der Bevölkerung und 
bei der Achtung der Menschenrechte erzielt hatten. In einer 
Reihe der am wenigsten entwickelten Länder haben vom 
Menschen verursachte und andere Katastrophen auch weiter­
hin übermäßige Ressourcen in Anspruch genommen und so die 
gesamte langfristige Entwicklung behindert. In einigen dieser 
am wenigsten entwickelten Länder haben bewaffnete Kon­
flikte oftmals umfangreiche Vertreibungen der Bevölkerung, 
Nahrungsmittelnotstände und die Freisetzung anderer destabi­
lisierender Kräfte verursacht. Die entwicklungs orientierte 
Aufgabe der Regierungen, sich den sozioökonomischen 
Herausforderungen zu stellen, wurde unter diesen Umständen 
stark erschwert. Neben der durch die Anwesenheit einer 
großen Zahl von Flüchtlingen ausgelösten Destabilisierung 
waren einige der am wenigsten entwickelten Länder ver­
pflichtet, Asyl zu gewähren, was folgenreiche Auswirkungen 
auf die Staatshaushalte, die Umwelt, sonstigen Ressourcen­
bedarf und die damit zusammenhängenden Sicherheits­
probleme hatte und einen dringenden und konkreten intema­
tionalen Unterstützungsbedarf für die Gastländer dieser 
Flüchtlinge bewirkte. Die am wenigsten entwickelten Länder, 
die im Prozeß der Konsolidierung des Friedens und der 
Festigung der Demokratie eine Phase des grundlegenden 
politischen, wirtschaftlichen und sozialen Wandels durch­
laufen, bedürfen der Unterstützung der internationalen 
Gemeinschaft. 

Ill. ENTWICKLUNGEN IN DEN PRODUKTIVEN SEKTOREN 

16. Während der frühen neunziger Jahre war die Land­
wirtschaft in den meisten am wenigsten entwickelten Ländern 
durch das Zurückbleiben des Produktionswachstums hinter 
dem Bevölkerungswachstum, durch eine fortgesetzte Ver­
schlechterung der Austauschrelationen und durch den Verlust 
von Marktanteilen bei traditionellen landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen gekennzeichnet. Die landwirtschaftliche Produk­
tion in den am wenigsten entwickelten Ländern ging während 
des Zeitraumes 1990-1993 pro Kopf um 1,1 Prozent jährlich 
zurück. Mehrere am wenigsten entwickelte Länder reagierten 
auf die weiterhin schwachen Ergebnisse des Sektors mit der 
Einleitung von Reformmaßnahmen, insbesondere der Reform 
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von Erzeugerpreisanreizen und Vermarktungssystemen sowie 
der Versorgung mit wesentlichen landwirtschaftlichen Produk­
tionsmitteln. Während diese Maßnahmen insgesamt auf die 
Beseitigung von Schranken für den Privatseklar im land­
wirtschaftlichen Bereich abzielten, gelang es ihnen nicht, 
Unterstützungsdienste zu gewährleisten. Besonders beunruhi­
gend ist, daß in vielen der am wenigsten entwickelten Länder 
immer häufiger vom Menschen verursachte Katastrophen und 
wiederkehrende Naturkatastrophen auftreten, wie Dürre, Über­
schwemmungen und verheerende Wrrbelstürme, die in vielen 
der afrikanischen am wenigsten entwickelten Länder die 
Hauptursachen für die mangelnde Ernährungssicherheit sind. 
Der Rückgang der Nabrungsmittelproduklion und die be­
grenzte Kapazität, solche Defizite durch Einfuhren auszu­
gleichen, haben diese Situation noch verschärft. 

17. Ungeachtet der großen Spannbreite der Wachstums­
raten im verarbeitenden Gewerbe innerhalb der am wenigsten 
entwickelten Länder hat sich die Leistung dieses Sektors in 
den letzten JaIrren insgesamt doch verschlechtert, mit verhält­
nismäßig geringer Diversifizierung der Aktivitäten und 
geringer Ausnntzung von Kapazitäten und Ressourcen. Die 
Wachstumsrate des Sektors verlangsamte sich in den frühen 
neunziger Jabren auf 1,4 Prozent pro JaIrr, während sie in den 
achtziger Jabren noch 2,1 Prozent pro JaIrr betragen hatte. 
Während etwa ein Drittel der am wenigsten entwickelten 
Länder das Wachstnm der Wertschöpfung im verarbeitenden 
Gewerbe in den achtziger und frühen neunziger JaIrren 
aufrechterhalten konnten, kam es in den meisten am wenigsten 
entwickelten Ländern zu einer Stagnation oder gar einem 
Rückgang der Produktionsleistung. Die am wenigsten entwik­
kelten Länder reagierten auf die absinkende Leistung des 
verarbeitenden Gewerbes mit einer Anpassung ihrer 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen und Instrumente sowie mit 
sektoralen Maßnahmen zur Steigerung der Produktionsleistnog 
und der Effizienz des verarbeitenden Gewerbes. Auf Sektor­
ebene haben die am wenigsten entwickelten Länder ihre 
Anreizstrukluren neu ausgerichtet und Änderungen ihrer 
institutionellen Politik und der rechtlichen Rahmenbedingun­
gen vorgenommen, um das gesamtwirtschaft\iche Umfeld für 
das verarbeitende Gewerbe zu verbessern. 

18. Die arn wenigsten entwickelten Länder haben im 
vergangenen JaIrrzehnt umfangreiche Anstrengungen zur 
Verbesserung ihrer Verkehrs- und Transitinfrastruktur unter­
nommen. Die Haushaltszwänge, denen sie sich gegenübersa­
hen, haben jedoch schrittweise die finanziellen Möglichkeiten 
der Regierungen ausgehöhlt, den Schwung dieser Anstrengun­
gen beizubehalten. Diese Zwänge sind besonders spürbar in 
den Binnen- und Inselstaaten unter den am wenigsten entwik­
kelten Ländern, da dort eine unzureichende materielle In­
frastruktur ein wesentliches Hindernis für den Strukturwandel 
und die wirtschaftliche Entwicklung darstellt. 

N. BINNEN- UND INSELSTAATEN UNTER DEN AM WENIG-

STEN ENTWICKELTEN LÄNDERN 

19. Sechzehn der 48 am wenigsten entwickelten Länder 
sind auch Binnenstaaten. Die hohen Transportkosten, die sich 
aus ihrer besonderen geographischen Benachteiligung ergeben, 
wirken sich auch weiterhin sehr abträglich auf ihre Teilnahme 

am Welthandel und auf ihre gesamtwirtschaftliche Entwick­
lung aus. Um die besonderen Probleme dieser Länder ab­
zumildern, haben die Binnen- und Transitstaaten unter den 
Entwicklungsländern sowie die Gebergemeinschaft ein 
Globales Rabmendokument für Zusammenarbeit im Verkehrs­
bereich" verabschiedet, das umfassende Empfehlungen 
hinsichtlich konkreter Maßnabmen auf nationaler und subre­
gionaler Ebene zur Steigerung der Effizienz der Transit­
verkehrssysteme enthält. In dem Rabmendokument wird 
betont, daß es einer umfangreichen finanziellen und tech­
nischen Unterstützung durch die Gebergemeinschaft bedarf. 
Die Gebergemeinschaft erkennt dies an. Ferner werden die 
UNCTAD und die regionalen Wirtschaftskommissionen in 
dem Rahmendokument aufgefordert, eine führende Rolle bei 
der Förderung der Umsetzung der vereinbarten Maßnahmen zu 
übernehmen. 

20. Die Inselstaaten unter den am wenigsten entwickelten 
Ländern sehen sich auch weiterhin den besonderen Problemen 
gegenüber, die sich aus ihrer Kleinheit, ihrer Insellage und 
iIn'er Abgelegenheit von den großen Wirtschaftszentren 
ergeben. Sie sind für eine Reihe abträglicher Faktoren anfaIlig, 
namentlich die Umweltzerstörung. Unzulängliche Verkehrs­
verbindungen im Inneren und die schlechte Anbindung an die 
Weltmärkte beeinträchtigen ihre Fähigkeit, sich wirksam am 
Welthandel zu beteiligen. In dem im Mai 1994 in Barbados 
verabschiedeten Aktionsprogramm ftir die bestandf"abige 
Entwicklung der kleinen Inselstaaten unter den Entwicklungs­
ländern" ist eine Reihe von Maßnabmen umrissen, die zur 
Milderung der besonderen Probleme dieser Länder ergriffen 
werden müssen. Das Aktionsprogramm fordert die interna­
tionale Gemeinschaft zu verstärkter Unterstützung auf, um die 
wirksame Durchführung dieser Maßnahmen im Verein mit den 
einzelstaatlichen Maßnabmen zur Unterstülzung der bestand­
fähigen Entwicklung sicherzustellen. 

V. ERSCIllJESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN 

21. Die am wenigsten entwickelten Länder haben Politi­
ken, Maßnahmen und Programme zur Behebung der Schlüssel­
probleme bei der Erschließung der menschlichen Ressourcen 
erarbeitet und bringen diese auch zur Anwendung. Die 
Ausweitung der nationalen Bevölkerungsprogramme innerhalb 
des Gesamtrabmens der Erschließung der menschlichen 
Ressourcen hat sich jedoch aus einer Reihe von Gründen, 
beispielsweise Finanzierungsengpässen, als schwierig erwie~ 
sen. Diese Programme wurden durch nachdrückliche Bemü­
hungen ergänzt, einen Einstellungswandel herbeizuführen, 
beispielsweise durch Überzeugungsarbeit und durch Kampa­
gnen, die sich sowohl traditioneller wie auch moderner 
Informationsmethoden bedienen. 

22. Trotz großer Schwierigkeiten konnten einige der am 
wenigsten entwickelten Länder namentlich im Gesundheits­
und Erziehungswesen manche ermutigende Ergebnisse 

" TD/BILDCI AC.I/6. 
57 Report 0/ the Global ConJerence on the Sustainable Development 0/ 

Small isIand Developing States, Bridgetown, Barbados, 25 April 10 6 May 1994 
(Veröffentlichung der Vereinten Nationen, Best.~Nr. E.94.I.18 und Korri­
gendum), Kapitel I. Resolution I, Anlage 11. 



208 Generalversammlung - Fünfzigste Tagung 

erzielen. In vielen am wenigsten entwickelten Ländern sind die 
Sterbeziffern jedoch unverändert hoch. Diese Situation wird 
durch schlechte sanitäre und hygienische Verhältnisse sowie 
den Mangel an gesundheitlich unbedenklichem Trinkwasser 
noch verschärft. Das erworbene Immundefektsyndrom (Aids) 
sowie epidemische und endemische Tropenkrankheiten haben 
sich in den letzten Jahren in einigen der am wenigsten entwik­
kelten Länder zu maßgeblichen Todesursachen entwickelt, da 
diese Länder nur über begrenzte Mittel zur Bekämpfung 
solcher endemischen und epidemischen Krankheiten verfügen. 
Die Wirtschaftskrise, der sich die am wenigsten entwickelten 
Länder gegenübersehen, hat die Gesundheitsbedingungen in 
vielen Ländern weiter untergraben in dem Maß, in dem der Le­
bensstandard gesunken ist, Gesundheitsdienste aufgrund von 
Haushaltszwängen gekürzt wurden und die Verfügbarkeit von 
importierten Medikamenten und anderen medizinischen Gü­
tern abgenommen hat. Auch der Bildungsbereich wird durch 
die sich verschlechternde Wirtschaftslage und insbesondere 
durch Haushaltsrestriktionen nach wie vor beeinträchtigt. Es 
besteht ein Bedarf an Investitionen in die Entwicklung der 
menschlichen Kapazitäten, insbesondere in Programme in den 
Bereichen Gesundheit, Ernährung, Bildung und Ausbildung 
sowie bevölkerungsbezogene Aktivitäten. 

23. Obgleich Frauen die Hälfte der menschlichen Ressour­
cen der arn wenigsten entwickelten Länder stellen, hindert sie 
doch ihre Marginalisierung nach wie vor daran, ihren vollen 
Beitrag zur sozioökonomischen Entwicklung zu leisten. Trotz 
der im Gang befindlichen Maßnahmen, ihren Anteil an der 
Entwicklung auszubauen, liegen die Frauen in den am wenig­
sten entwickelten Ländern und in den anderen Entwicklungs­
ländern in allen Bereichen der sozialen und wirtschaftlichen 
Entwicklung inuner noch hinter den Männern zurück. Sie sind 
mit besonderen Problemen im Zusammenhang mit der 
geschlechtlichen Diskriminierung konfrontiert, beispielsweise 
begrenztem Zugang zu den Produktionsmitteln, eingeschränk­
ten Bildungs- und Ausbildungsmöglichkeiten, schlechtem 
Gesundheitszustand sowie Unterrepräsentierung in Positionen, 
in denen strategische Entscheidungen getroffen werden, und 
müssen außerdem für die von ihnen Abhängigen sorgen, eine 
große Belastung um so mehr, als die zunehmende Armut sich 
in Haushalten, denen Frauen vorstehen, ausgeprägter bemerk­
bar macht Darüber hinaus werden Frauen durch die vorherr­
schenden Einstellungen hinsichtlich ihrer Fähigkeiten und der 
ihnen zustehenden sozioökonomischen Rolle sowie aufgrund 
ihres eigenen mangelnden Wissens um ihre Rechte vom 
Hauptstrom der Entwicklung abgeschnitten. Auch das Fehlen 
von Folgernaßnahmen zu gefaßten Beschlüssen und interna­
tional vereinbarten Empfehlungen zur Verbesserung der 
Stellung der Frau war ein wichtiger Grund für die schlechte 
herrschende Lage. 

VI. AUSSENHANDEL UND IMPLIKATIONEN DER SCHLUSS­
AKTE DER URUGUAy-RUNDE 

24. Im Aktionsprogranun wurde betont, daß es unerläßlich 
ist, daß alle Länder zur Entwicklung eines offeneren, glaub­
würdigeren und dauerhafteren multilateralen Handelssystems 
beitragen, wobei man sich dessen bewußt war, daß die Ergeb­
nisse dieses Prozesses unter anderem auch Ausdruck des 

jeweiligen Gewichts der Länder im Welthandel sein könnten. 
Es ist ermutigend festzustellen, daß die am wenigsten entwik­
kelten Länder durch bedeutende Maßnahmen zur Handels­
liberalisierung zu diesem Prozeß beigetragen haben. In dem 
Aktionsprogranun wurden auch umfangreiche Maßnahmen zur 
Unterstützung der am wenigsten entwickelten Länder auf 
Gebieten wie der Zollbefreiung ihrer Ausfuhren, der Aus­
nahme von Kontingenten und Höchstrnengen und dem Einsatz 
vereinfachter und flexibler Ursprungsregeln gefordert. Bei 
einer Reihe von Ländern wurden bei solchen Unterstützungs­
maßnahmen bedeutende Fortschritte erzielt. Während einige 
der am wenigsten entwickelten Länder ihre Ausfuhren steigern 
konnten, hat sich die Handelssituation der am wenigsten 
entwickelten Länder insgesamt insofern verschlechtert, als ihr 
Anteil am Welthandel weiter abgenommen hat. Obwohl 
G10balisierung und Liberalisierung Chancen für die am 
wenigsten entwickelten Länder eröffnen, bergen diese Prozes­
se auch große Herausforderungen, vor allem in Form eines 
verschärften globalen Wettbewerbs. Trotz jüngster Ver­
besserungen sind die Weltrohstoffmärkte auch weiterhin 
unbeständig und gedrückt. Dadurch wurde die Marginalisie­
rung der am wenigsten entwickelten Länder noch verschärft, 
ein Trend, der umgekehrt werden muß. 

25. Die äußerst schwache Exportkapazität der meisten am 
wenigsten entwickelten Länder ist nach wie vor eines der 
Haupthindernisse für ilu Wachstum und eine Ursache für ihre 
hohe Abhängigkeit von öffentlicher Entwicklungshilfe zUr 
Finanzierung der nötigen Investitionen, Einfuhren und der 
technischen Unterstützung für die Entwicklung. Die Aus­
weitung der Außenhandelschancen der am wenigsten entwik­
kelten Länder gestaltete sich auch weiterhin schwierig, da die 
Maßnahmen zur Rohstoff- und Marktdiversifizierung vor 
allem durch den Mangel an für die Produktions- und Effizienz­
steigerung nötigen Investitionen, Technologien und Fertig­
keiten erschwert wurden. 

26. Den am wenigsten entwickelten Ländern sind im 
Rahmen verschiedener Systeme Allgemeiner Zollpräferenzen 
und anderer Präferenzregelungen besondere Zollpräferenzen 
gewährt worden. Nach dem Abschluß der Uruguay-Runde 
haben eine Reihe von Ländern Maßnahmen zur Verbesserung 
ihrer Allgemeinen Präferenzsysteme zugunsten der arn 
wenigsten entwickelten Länder ergriffen. Manche dieser 
Systeme k1anunern jedoch noch immer eine Reihe von Gütern 
aus, die für die am wenigsten entwickelten Länder von 
Ausfuhrinteresse sind (beispielsweise Textilien, Bekleidung, 
Teppiche, Schuhe, Lederwaren usw.), und beinhalten strenge 
Ursprungsregeln. Da viele der am wenigsten entwickelten 
Länder solche Systeme nach wie vor nur begrenzt nutzen 
können, ist nur ein Teil der unter das Allgemeine Präferenz­
system fallenden Einfuhren aus am wenigsten entwickelten 
Ländern auch tatsächlich bevorzugt behandelt worden. Allge­
meine Präferenzsysteme werden daher namentlich von den 
afrikanischen am wenigsten entwickelten Ländern auch 
weiterhin nur in begrenztem Umfang genutzt. 

27. Die Verabschiedung der Schlußakte der Uruguay­
Runde' wird erhebliche Auswirkungen auf die Handelsaus­
sichten der am wenigsten entwickelten Länder haben, nament-



V. Resoilltionen - Zweiter Ausschuß 209 

lieh im Bereich der Präferenzen und der Wettbewerbs fähigkeit 
der Ausfuhren dieser Länder. Auf lange Sicht werden sich den 
am wenigsten entwickelten Ländern durch höhere Transparenz 
der Handelsregelungen und den Abbau von Handelsschranken, 
vor allem die in den Übereinkünften von Marrakesch vor­
gesehene Bindung der Zölle auf landwirtschaftliche Er­
zeugnisse und die Reduzierung der Zollprogression, vermehrte 
Möglichkeiten eröffnen. Doch wurde auch Besorgnis geäußert, 
daß die am wenigsten entwickelten Länder bei vielen ihrer 
Ausfuhren in große Märkte einen Verfall ihrer Präferenz­
spannen erleiden und dadurch Exportmarktanteile und Aus­
fuhrerlöse einbüßen könnten. Darüber hinaus könnten sich die 
Importausgaben der am wenigsten entwickelten Länder, die 
Netto-Nabrungsmittelimporteure sind, aufgrund des Überein­
kommens über Landwirtschaft kurzfristig erhöhen. Auf lange 
Sicht stellt die Schlußakte die am wenigsten entwickelten 
Länder vor die doppelte Herausforderung, zum einen die 
institutionellen Kapazitäten und das Humankapital entwickeln 
und stärken zu müssen, um Rechtsvorschriften zur Umsetzung 
des komplexen Regelwerks der Uruguay-Runde auszuarbeiten 
und anzuwenden, und zum anderen die Kapazitäten zur 
bestmöglichen Nutzung der sich aus diesen Übereinkünften 
ergebenden Chancen zu schaffen. In dieser Hinsicht sollten die 
Bestimmungen der Erklärung von Marrakesch und die 
Ministerbeschlüsse zugunsten der am wenigsten entwickelten 
Länder in vollem Umfang durchgeführt werden. 

28. Eine Reihe von Industriestaaten hat in ihren eigenen 
Ländern Stellen zur Importförderung geschaffen, um einen 
verstärken Handel mit den am wenigsten entwickelten Ländern 
zu fördern. Solche Stellen waren bei der Erbringung von 
Unterstützungsdiensten und in ihrer Eigenschaft als Anlauf­
steIlen für Geschäfts- und Handelsmissionen aus den am 
wenigsten entwickelten Ländern hilfreich, indem sie Marktfor­
schung für Erzeugnisse der am wenigsten entwickelten Länder 
betrieben und diese Erzeugnisse beworben haben. 

29. Der Handel zwischen den am wenigsten entwickelten 
Ländern einerseits und zwischen ihnen und anderen Entwick­
lungsländern innerhalb derselben subregionalen oder regiona­
len Wirtschaftsgruppierungen andererseits nimmt weiter nur 
einen vernachlässigbaren Anteil am internationalen Handel 
ein. Nur wenige der anl wenigsten entwickelten Länder 
erhalten derzeit für ihre Ausfuhren eine nicht auf Gegenseitig­
keit beruhende Vorzugsbehandlung im Rahmen des Globalen 
Systems der Handelspräferenzen zwischen den Entwicklungs­
ländern. Der subregionale und regionale Handel wird überdies 
durch eine Reihe von Hindernissen erschwert, so zum Beispiel 
dadurch, daß die meisten Länder ähnliche Exporterzeugnisse 
herstellen, daß die subregionale Verkehrsinfrastruktur auf den 
Handel mit den entwickelten Ländern ausgelegt ist, daß beim 
Abbau von Zöllen nur begrenzte Fortschritte erzielt werden, da 
sich dies auf die Haushaltseinnahmen der präferenzgewähren­
den Länder auswirkt, und daß die internationale Unterstützung 
nach wie vor begrenzt ist. 

VII. AUSLANDSFINANZIERUNG 

30. Es wurde mit Besorgnis vermerkt, daß die öffentliche 
Entwicklungshilfe für die am wenigsten entwickelten Länder 
nach wie vor die wichtigste Quelle von Auslandskapital bleibt. 

Wenn auch die Erhöhung der Entwicklungshilfeleistungen 
durch einige Geberländer begrüßt wurde, wurde doch fest­
gestellt, dall das Gesarntleistungsvolumen hinter den im 
Aktionsprogramm eingegangenen Verpflichtungen zurück­
blieb. Die Zuflüsse an öffentlicher Entwicklungshilfe (tatsäch­
liche Auszahlungen) der Mitgliedsländer des Ausschusses für 
Entwicklungshilfe (DAC) und der hauptsächlich von ihnen 
finanzierten multilateralen Stellen an die am wenigsten 
entwickelten Länder verzeicbneten 1993 einen drastischen 
Rückgang. Absolut ging die öffentliche Entwicklungshilfe um 
1,5 Milliarden US-Dollar zurück. Nabezu 1 Milliarde Dollar 
dieses Rückgangs entfiel auf die multilateralen Leistungen an 
die am wenigsten entwickelten Länder. In Anbetracht der 
Bedeutung der multilateralen Finanzierung bei der Deckung 
des Finanzierungsbedarfs der arn wenigsten entwickelten 
Länder und der ungewissen Finanzaussichten einiger der 
großen multilateralen Finanzinstitutionen und auf Zuschußba­
sis fuuktionierenden Programme ist dies eine besonders 
beunruhigende Entwicklung. Der Anteil der öffentlichen 
Entwicklungshilfe am Bruttosozialprodukt (BSP) der DAC­
Geberländer insgesamt sank 1993 auf 0,08 Prozent, während 
er 1990 noch 0,09 Prozent betragen hatte. Dieser Rückgang 
muß auch vor dem Hintergrund der in Ziffer 23 des 
Aktionsprogramms für die neunziger Jahre zugunsten der arn 
wenigsten entwickelten Länder'l niedergelegten vereinbarten 
Entwicklungshilfeziele und/oder -verpflichtungen gesehen 
werden, worin eine bedeutsame und beträchtliche Erhöhung 
der Leistungen an die arn wenigsten entwickelten Länder 
vorgesehen ist und unter anderem die Ziel vorgaben von 0,15 
und 0,20 Prozent des BSP der Geberländer als öffentliche 
Entwicklungshilfe genannt werden. 

31. Die Geberländer haben ihre Politik bezüglich der 
Modalitäten der Entwicklungshilfe geändert und verbessert. 
Die meisten DAC-Geberländer sind bei ihren Hilfeprogram­
men für die am wenigsten entwickelten Länder inzwischen auf 
die Gewährung von Zuschüssen übergegangen, wodurch sich 
das Zuschußelement der bilateralen öffentlichen Entwicklungs­
hilfe (das 1993 im Durchschnitt 97 Prozent betrug) weiter 
erhöhte. Auch der Großteil der multilateralen Finanzhilfen an 
die arn wenigsten entwickelten Länder erfolgt zu sehr gün­
stigen Vorzugsbedingungen. Die multilaterale Finanzierung ist 
eine wichtige Ergänzung der bilateralen öffentlichen Entwick­
lungshilfe an die arn wenigsten entwickelten Länder, und eine 
ausreichende Verbreiterung der Basis dieser multilateralen 
Finanzierung ist von entscheidender Bedeutung. Die interna­
tionalen Bemühungen zur Mobilisierung von Mitteln für am 
wenigsten entwickelte Länder, die Strukturanpassungs­
programme durchführen, wie der ProzeS des Sonderhilfs­
programms der Weltbank, welche in einigen Fällen zu be­
grenzten Fortschritten geführt haben, sollten fortgesetzt 
werden. 

VIII. A USLANDSVERSCHULDUNG UND ENTSCHULDUNGS­
MASSNAHMEN 

32. Die Auslandsverschuldung und die Belastung durch 
den Schuldendienst bleibt für die Mehrheit der am wenigsten 
entwickelten Länder weiter eines der dringlichsten Probleme. 
Laut Informationen des OECD-Ausschusses für Entwicklungs-
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hilfe betrug die Gesamtverschuldung der am wenigsten 
entwickelten Länder 1993 127 Milliarden Dollar, was 76 
Prozent der Summe ihrer Bruttoinl.ndsprodukte entspricht. Bei 
der Hälfte dieser Länder dürfte die Auslandsverschuldung 
genauso hoch wie oder höher als ihr jeweiliges Bruttoinlands­
produkt sein. Die Probleme vieler am wenigsten entwickelter 
Länder bei der Erfüllung ihrer Auslandsverpflichtungen im 
Kontext der derzeitigen kritischen Wirtschaftslage und ihrer 
schwachen Ausfuhrleistung äußern sich in den im Vergleich zu 
den vorgesehenen Zahlungen verhältnismäßig niedrigen 
Schuldendienstleistungen. Der Anteil der multilateralen Schul­
den an der langfristigen Gesamtverschuldung sowie am 
Schuldendienst hat in den letzten Jahren beträchtlich zu­
genommen. So betrugen 1993 die multilateralen Schulden 
etwa 36 Prozent der Gesamtverschuldung der am wenigsten 
entwickelten Länder, gegenüber 27 Prozent im Jahr 1984. Der 
entsprechende Anteil am gesamten Schuldendienst während 
dieses Zeitraums stieg sogar noch stärker, nämlich von 
weniger als 30 Prozent auf fast 50 Prozent. In diesem Anstieg 
kommt teilweise zum Ausdruck, daß die internationalen 
Institutionen als "Kreditgeber der letzten Instanz" fungieren 
und daß eine wachsende Zahl bilateraler Gläubiger auf viele 
ihrer Forderungen aus öffentlicher Entwicklungshilfe gegen­
über den am wenigsten entwickelten Ländern verzichten und 
von der Kreditvergabe auf die Gewährung von Zuschüssen 
übergegangen sind. Die bisher unternommenen Entschul· 
dungsmaßnahmen haben noch nicht gänzlich zu einer wirk­
samen und dauerhaften Lösung für das Problem der aus­
stehenden Schulden- und Schuldendienstlast der am wenigsten 
entwickelten Länder geführt, obgleich bedeutende Ent­
schuldungsmaßnahmen getroffen worden sind, um ihren 
Schuldenbestand und ihre Schuldendienstverpflichtungen zu . 
senken. Insbesondere im Anschloß an die 1988 erfolgte 
Verabschiedung der Toronto-Bedingungen (und der ver­
besserlen Toronto-Bedingungen 1991), aus denen 19 am 
wenigsten entwickelte Länder Nutzen zogen, verbesserte der 
Pariser Klub die Behandlung der Schulden der ärmsten Länder 
1994 durch die Annahme der "Neapel-Bedingungen". Diese 
mögen zwar für die 3m wenigsten entwickelten Länder einen 
Schritt nach vome bedeuten, für sich allein jedoch möglicher­
weise nicht ausreichen, um das Problem ihrer Ausiandsver­
schuldung zu lösen. Acht am wenigsten entwickelte Länder 
sind bereits in den Genuß dieser Bestimmungen gekommen, 
die namentlich die Möglichkeit bieten, die in Betracht kom­
menden Schulden der ännsten und höchstverschuldeten Länder 
um 50 bis 67 Prozent zu senken. 

IX. VORKEHRUNGEN FÜR DIE DURCHFÜHRUNG, WEITER­

VERFOLGUNG UND ÜBERWACHUNG DES AKTIONS­

PROGRAMMS 

A. Auf nationaler Ebene 

33. Auf nationaler Ebene wurden während der frühen 
neunziger Jahre Überprüfungsmechanismen, namentlich die 
vom Entwicklungsprogramm der Vereinten i'jationen (UNDP) 
veranstalteten Rundtischkonferenzen und die Beratungs- und 
Hilfegruppen der Weltbauk, weiter gefestigt, wobei sich 
zusätzliche Länder erstmals oder erneut diesem Prozeß 
angeschlossen haben und regelmäßigere Zusammenküufte 

stattfinden. Ein verstärkter landesbezogener Überprüfungs­
prozeß wurde als Haupttnittel des Polilikdialogs sowie zur 
Koordination der Hilfsbemühungen der Entwicklungspartner 
ntit den Entwicklullgsprogrammen der am wenigsten entwik­
kelten Länder und zur Mobilisierung der für die Durchführung 
erforderlichen Ressourcen angesehen. Insgesamt wurden seit 
der Verabschiedung des Aktionsprogramms bis Anfang 1995 
über 60 große Sitzungen von Beramngsgruppen, Rundtisch­
konferenzen oder ähnliche Treffen organisiert. Wälrrelld die 
Ergebnisse, was die Mobilisierung von Ressourcen bettifft, 
von Land zu Land unterschiedlich waren, haben die Treffen 
zweifellos eine bedeutende Rolle bei der Verbesserung der 
Hilfsströme in die am wenigsten entwickelten Länder und bei 
der Koordination der Hilfe gespielt. Ein wichtiger Aspekt des 
landesbezogenen Überprüfungsprozesses in den letzten Jahren 
war der Versuch, diese Vorkehrungen enger an die nationale 
politische Entscheidungsfindung und Programntierung zu 
knüpfen. 

B. Auf regionaler Ebene 

34. Auf regionaler Ebene forderte das Aktionsprograrmn 
eine Überwachung der Fortschritte in der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit zwischen den am wenigsten entwickelten 
Ländern und anderen Entwicklungsländern, insbesondere in 
derselben Region. Außerdem wurde die Veranstaltung von 
Ländergruppentreffen zur Verbesserung und Verstärkung der 
bestehenden Kooperationsregelungen auf regionaler und 
subregionaler Ebene gefordert, Die Regionalkommissionen der 
Vereinten Nationen haben im Rahmen ihrer laufenden Auf­
gaben die Durchführung des Aktionsprogramms in den am 
wenigsten entwickelten Ländern ihrer jeweiligen Region auch 
weiterhin verfolgt und überwacht. Die Wirtschafts- und 
Sozialkommission für Asien und den Pazifik (ESCAP) hat ein 
Sonderorgan für die am wenigsten entwickelten Länder und 
die Binnenstaalen unter den Entwicklungsländern eingerichtet. 
Die Wirtschaftskommission für Afrika (ECA) hat während 
ihrer Jabrestreffen weiter die Fortschritte bei der Durchführung 
des Aktionsprogramms in den am wenigsten entwickelten 
Ländern Afrikas geprüft. Der Prozeß der Ländergruppentreffen 
allerdings ist aufgnmd von Mittelknappheit bei den Vereinten 
Nationen nicht eingeleitet worden. 

C. Aufweltweiter Ebene 

35. Auf weltweiter Ebene trägt die UNCTAD als Koordi­
nierungsstelle die Verantwortung für die Überwachung, 
Weiterverfolgung und Überprüfung der Durchführung des 
Aktionsprogramms. Zusätzlich zu den Folge- und Überwa­
chungsmaßnahmen und der Überprüfung der Durchführung 
des Aktionsprogramms auf weltweiter Ebene, die regelmäßig 
vom Handels- und Entwicklungsrat der UNCTAD vor­
genommen werden, sind auch Anstrengungen unternommen 
worden, die umfassende Mobilisierung und Koordinierung 
aller Organe, Organisationen und Gremien des Systems der 
Vereinten Nationen zum Zwecke der Durchführung und 
Weiterverfolgung des Aktionsprogramms zu fördern, doch 
bleibt noch mehr zu tun. Einzelne Organe und Organisationen 
haben die Ausarbeitung und Durchführung von Hilfsprogram­
men für die am wenigsten entwickelten Läader fortgesetzt und 
haben sich auch weiterhin ihrem Auftrag gemäß für sie 
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eingesetzt und sie politisch beraten. Eine regelmäßige Bericht­
erstattong über die von den verschiedenen Organen und Orga­
nisationen erzielten Fortschritte wäre erforderlich. 

DRITTER TEIL 

EMPFEHLUNGEN 

36. Die folgenden Empfehlungen beruhen auf der vor­
stehenden Bewertung der Fortschritte bei der Durchführung 
des Aktionsprogramms für die neunziger Jahre zugunsten der 
am wenigsten entwickelten Länder sowie auf Angaben in dem 
Bericht The Least Developed Countries 1995 Repori" und den 
Empfehlungen der Sachverständigengruppen, die vom 
Sekretariat der UNCTAD im Rahmen der Vorbereitungen für 
die Zwischenstaatliche Tagung auf hoher Ebene zur globalen 
Halbzeitüberprüfung der Dmchführung des Aktionsprogramms 
für die neunziger Jahre zugunsten der am wenigsten entwickel­
ten Länder einberufen worden waren. Die Empfehlungen 
betreffen mehrere Schlüsselbereiche, die für die am wenigsten 
entwickelten Länder von Bedeutung sind. 

I. DIE GROSSEN HERAUSFORDERUNGEN 

37. In der zweiten Hälfte der neunziger Jahre sind die am 
wenigsten entwickelten Länder herausgefordert, die Ver­
schlechterung der wirtschaftlichen und sozialen Lage um­
zukehren, wirtschaftliches Wachstum, Entwicklung und 
Strukturwandel zu fördern und dabei auf deren Bestandfähig­
keit zu achten und ihre noch weitergehende Marginalisierung 
in der Weltwirtschaft zu verhindern. Um diesen Heraus­
forderungen zu begegnen, wird es eines verstärkIen politischen 
Engagements sowohl der Regierungen der am wenigsten 
entwickelten Länder als auch der internationalen Gemeinschaft 
bedürfen. Die am wenigsten entwickelten Länder sollten sich 
im innerstaatlichen Bereich bemühen, den Schwerpunkt auf 
folgende Maßnahmen zu legen: die gesamtwirtschaftliche 
Stabilität wiederherzustellen und aufrechtzuerhalten; das 
Wachstum und die Diversifizierung der Exporte zu fördern; 
ein förderlicheres Umfeld für Investitionen des Privatsektors 
und unternehmerische Initiative zu schaffen; die Erschließung 
der menschlichen Ressourcen zu verstärken; auch weiterhin 
Bevölkerungs- und Entwicklungsprogramme unter voller 
Achtung der unterschiedlichen religiösen und ethischen 
Wertvorstellungen und kulturellen Traditionen der Bevölke­
rung eines jeden Landes durchzuführen; die von der interna­
tionalen Gemeinschaft anerkannten grundlegenden Men­
schemechte zu achten, die das bestmögliche Gleichgewicht in 
den Wechselbeziehungen zwischen der Bevölkerung, der 
natürlichen Ressourcenbasis und der Umwelt herstellen, und 
dabei die wirtschaftlichen Notwendigkeiten zu berücksichti­
gen; die Infrastruktur zu stärken; die im Aktionsprogramm 
erwähnte gute Staatsführung zu fördern; breitere Bevölke­
rungskreise am Entwicklungprozeß zu beteiligen und die volle 
Nutzung der menschlichen Ressourcen bei gleichzeitiger 
Demokratisierung, Förderung der guten Staatsführung, 
Achtung der Rechtsstaatlichkeit und friedlicher Beilegnng aller 
inneren Konflikte, wo es solche gibt, sicherzustellen. Im 
folgenden sind die Grundzüge einer innerstaatlichen 
Wirtschaftspolitik umrissen, die geeignet ist, den Heraus-

forderungen, denen sich die am wenigsten entwickelten Länder 
gegenübersehen, zu begegnen. 

11. GRUNDZÜGE DER WIRTSCHAFfSPOLITIK 

38. a) Die gesamtwirtschaftliche Stabilität würde eine 
Straffung und vernünftige Lenkung der Staatsausgaben, ein 
wohlgeplantes Geldmengenwachstum und die Aufrecht­
erhaltung angemessener Wechselkurse erfordern, die mit der 
Sicherung eines dauerhaften außenwirtschaftlichen Gleichge­
wichts vereinbar sind; 

b) Unverzichtbar ist eine Politik zur Steigerung der 
Exporterlöse, einschließlich angemessener wechselkurs­
bezogener und handelspolitischer Reformen, um den Rück­
gang des Anteils der am wenigsten entwickelten Länder am 
Welthandel wieder umzukehren, ihre Exportstruktur zu 
diversifizieren und es ihnen zu erleichtern, die sich im Gefolge 
der Schlußakte der Uruguay-Runde eröffnenden Chancen zu 
nutzen; 

c) Dies wird eine Stärkung der vorhandenen Politiken 
und Maßnahmen zur Förderung und Unterstützung des 
Privatsektors, ergänzt durch öffentliche Investitionen, er­
fordern, einschließlich politischer Anreize oder gegebenenfalls 
der Verabschiedung neuer Politiken und Maßnahmen; 

ti) Die Möglichkeiten der wirtschaftlichen und tech­
nischen Zusammenarbeit zwischen den am wenigsten entwik­
kelten Ländern und anderen Entwicklungsländern müssen 
weiter erkundet werden. Die internationale Gemeinschaft sollte 
den am wenigsten entwickelten Ländern helfen, Handels­
verbindungen zu fördern, und geeignete Maßnahmen zur 
Unterstützung solcher Handelsverbindungen ergreifen, 
insbesondere im subregionalen und regionalen Handel. Dieser 
Handel könnte gefördert werden, indem einander ergänzende 
Elemente in den Produktionsstrukturen verschiedener Länder 
ermittelt, die für das Fuuktionieren subregionaler Handelsver­
einbarungen erforderlichen institutionellen und menschenbezo­
genen Voraussetzungen gestärkt und subregionale Handels­
informationsnetze geschaffen werden und indem der Pri­
vatsektor enger in den Integrationsprozeß einbezogen wird. 
Aus der Teilnalune am Globalen System der Handelspräferen­
zen zwischen Entwicklungsländern sind für die am wenigsten 
entwickelten Länder Vorteile zu erwarten. Die am wenigsten 
entwickelten Länder sollten ermutigt werden, dem System 
beizutreten, und angemessene technische Hilfe erhalten, damit 
sie voll daraus Nutzen ziehen können. Die am wenigsten 
entwickelten Länder sollten ihre subregionale, regionale und 
interregionale Zusammenarbeit verstärken, um Größenvorteile 
ausnutzen zu können und um leichter ausländische Direkt­
investitionen aus entwickelten Ländern oder aus anderen 
Entwicklungsländern anziehen zu können. Der Förderung der 
dreiseitigen Zusarmnenarbeit und der technischen Zusammen­
arbeit zwischen Entwicklungsländern sowie Süd-Süd-Gemein­
schaftsunternehmen und den Investitionen im Rahmen der 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwischen Entwicklungs­
ländern sollte in diesen Ländern höhere Aufmerksamkeit zuteil 
werden; 

e) Das Wachstum eines dynamischen privatwirtschaftli­
ehen Sektors erfordert einen angemessenen wirtschaftlichen, 



212 Generalversammlung - Fünfzigste Tagung 

finanzpolitischen und rechtlichen Rahmen. Wesentliche 
Bestandteile eines solchen Rahmens sind eine stabile und 
berechenbare allgemeine Politik, eine Steuer-, Geld- und 
Handelspolitik, die angemessene Investitionsanreize schafft, 
sowie ein Rechtssystem, das Eigentumsrechte und Handelsver­
träge schützt. Diese Bestandteile sind auch nötig, um interna­
tionale Kapitalströme in Form von Direkt- und Portfolio­
investitionen anziehen zu können; 

f) Eine bessere Erschließung der menschlichen Ressour­
cen ist unumgänglich, wenn die am wenigsten entwickelten 
Länder ihre Produktivität, ihre Produktion und ihren Lebens­
standard erhöhen wollen. Die Regierungen der am wenigsten 
entwickelten Länder sollten mit Unterstützung der internatio­
nalen Gemeinschaft ihre Bemühungen um die Anhebung des 
Bildungs- und Ausbildungsniveaus, um die Förderung des 
lebenslangen Lernens, um die Verbesserung der Volksgesund­
heit und um die Aufwertung der Stellung der Frau verstärken, 
indem sie im Einklang mit den Bestimmungen der Interna­
tionalen Konferenz über Bevölkerung und Entwicklung" und 
der Vierten Weltfrauenkonferenz" angemessene politische 
Maßnahmen ergreifen; 

g) Um es den Frauen in den am wenigsten entwickelten 
Ländern zu ermöglichen, ihren vollen Beitrag zur Entwicklung 
zu leisten, sollten sich die Anstrengungen auf Gesetzes- und 
Verwaltungsreformen konzentrieren, mit dem Ziel, den Frauen 
uneingeschränkten und gleichberechtigten Zugang zu den 
wirtschaftlichen Ressourcen zu verschaffen, einschließlich des 
Rechts auf Erbschaft und auf Grund- und anderes Eigentum, 
Kredite, natürliche Ressourcen und geeignete Technologien, 
und die Frauen direkt an der Planung, der Entscheidungs­
findung, der Durchföhrnng und der Ausarbeitung von makro­
ökonomischen und sozialen Politiken, Programmen und 
Projekten zu beteiligen. Besondere Initiativen und innovative 
Vorkehrungen sollten ergriffen werden, die den Frauen 
besseren Zugang zu Krediten, Ausbildung, Informationen über 
Absatzwege sowie anderen Unterstützungsdiensten geben 
können, die ihnen die Last ihrer Rolle als Hausfrau und Mutter 
erleichtern; 

h) Die von den aro wenigsten entwickelten Ländern 
verabschiedeten wirtschaftspolitischen Strategien sollten auf 
die Notwendigkeit abgestimmt sein, die chronisch hohe Armut, 
unter der diese Länder zu leiden haben, zu beseitigen, nament­
lich durch die Förderung der Entwicklung des Privatseklors 
und des Unternehmergeistes, indem sie sicherstellen, daß alle 
Menschen Zugang zu den Produktionsmitteln haben und 
Nulzen aus einem politischen und regulatorischen Umfeld 
ziehen können, das ihre gesamten Kapazitäten steigert und sie 
in die Lage versetzt, aus besseren Beschäftigungschancen und 
wirtschaftlichen Möglichkeiten Nutzen ziehen zu können; 

i) Die Regierungen der am wenigsten entwickelten 
Länder versuchen, umfassende Strukturanpassungsreformen 
unter sehr schwierigen Umständen durchzuführen, oft im 
Angesicht einschneidender Verwaltungs- und Finanzzwänge. 

58 Siehe Report olthe International Conference on Population and Develop­
ment, Cairo, 5-13 September 1994 (AlCONF.171113JRev.l) (Veröffentlichung 
der Vereinten Nationen, Best -Nr. E. 95. XIII.1B), Kap. 1, Resolution 1. 

59 Siehe NCONF.177120, Kap. I, Resolution 1. 

Viele der Zwänge, denen sie sich gegenübersehen, sind 
tiefsitzend und struktureller Art und eignen sich nicht für 
kurzfristige Lösnngen. Erfolgreiche Strukturanpassungs­
reformen erfordern daher ein Bekenntnis der Regierung zu 
Reformen sowie eine mittel- bis langfristige Perspektive zu 
ihrer Durchföhrung; 

J} Um sicherzustellen, daß die Strukturanpassungs-
programme auch Zielsetzungen der sozialen Entwicklung 
enthalten, insbesondere die Beseitigung der Armut, die 
Schaffung produktiver Beschäftigung und die Verbesserung 
der sozialen Integration, sollten die Regierungen der am 
wenigsten entwickelten Länder in Zusammenarbeit mit den 
internationalen Finanzinstitutionen und anderen interna~ 
tionalen Organisationen 

i) die grundlegenden Sozialprogramme und Sozialaus­
gaben, insbesondere insoweit sie den Armen und 
Schwachen in der Gesellschaft zugute kommen, von 
Haushaltskürzungen aussparen; 

ii) die Auswirkungen von Strukturanpassungsprogram­
men auf die soziale Entwicklung mit Hilfe von ge­
schlechtsdifferenzierten SOzialverträglichkeitsprüfun­
gen und anderen in Betracht kommenden Methoden 
prüfen und Politiken zur Milderung ihrer nachteiligen 
Auswirkungen und zur Steigerung ihrer positiven 
Auswirkungen ausarbeiten; 

üi) ferner Politiken fördern, die es Kleinunternehmen, 
Genossenschaften und anderen Mikrounternehmens­
formen ermöglichen, ihre Kapazität zur Schaffung 
von Einkommen und Arbeitsplätzen zu erhöhen; 

k) Mit Genugtuung wird vermerkt, daß interessierte 
entwickelte Länder und Entwicklungsländer im Sinne einer 
Partnerschaft eine wechselseitige Verpflichtung eingegangen 
sind, durchschnittlich 20 Prozent ihrer öffentlichen Entwick­
lungshilfe beziehungsweise 20 Prozent ihres Staatshaushalts 
grundlegenden Sozialprogrammen zu widmen und daß die 
Regierung Norwegens sich erbötig gemacht hat, 1996 Gast­
geber einer Tagung interessierter Staaten und der Vertreter 
zuständiger internationaler Institutionen zu sein, bei der 
geprüft werden soll, wie die 20/20-Initiative in die Praxis 
umgesetzt werden kann; 

f) Das Engagement der am wenigsten entwickelten 
Länder wie auch die Hilfe seitens der internationalen Gemein­
schaft sind beide wesentliche Voraussetzungen für den Erfolg 
der Strukturanpassungsprogramme. Ohne eine solche Unter­
stützung sind die langfristigen Ziele und die Dauerhaftigkeit 
der Programme gefährdet. Daher ist es unerläßlich, daß die 
iDternationale Gemeinschaft neue Verpflichtungen im Sinne 
des in Palis verabschiedeten Aktionsprogramms und anderer 
einschlägiger Dokumente eingeht, um die Anstrengungen der 
am wenigsten entwickelten Länder mit angemessenen Ressour­
cen zu unterstützen. 

III. AUSSENHANDEL UND AUSLÄNDISCHE INVESTmONEN 

39. Die äußerst niedrige Ausfuhrkapazität der am wenig­
sten entwickelten Länder, das sehr geringe Volumen ihrer 
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Exporterlöse sowie die Fluktuationen und die sich daraus 
ergebende starke Einschränkung ihrer Einfuhrkapazität sind 
die hauptsächlichen strukturellen Hindernisse für den Handel 
der am wenigsten entwickelten Länder. Diese Situation ist 
noch verschärft bei den Binnen- und Inselstaaten unter den am 
wenigsten entwickelten Ländern, da ihr Außenhandel durch 
hohe Transportkosten zusätzlich beeinträchtigt wird. 

40. Maßnahmen der internationalen Gemeinschaft, 
einschließlich verstärkter technischer Hilfe wie im Minister­
beschluß von Marrakesch über Maßnahmen zugunsten der am 
wenigsten entwickelten Länder vorgesehen, ergänzt durch 
angemessene finanzielle Unterstützung, können den am 
wenigsten entwickelten Ländern bei ihren Bemühungen helfen, 
ihre Exporterlöse durch Produktionssteigerung sowohl in den 
traditionellen als auch in den modernen WIrtschaftssektoren 
mittels Diversifiziernng der Produktstrnktur und der Export­
märkte zu erhöhen, und dadurch dazu beitragen, daß sie 
bessere Preise für ihre Exportprodukte erzielen. Maßnahmen 
der internationalen Gemeinschaft können den arn wenigsten 
entwickelten Ländern auch dabei helfen, etwaige nachteilige 
Auswirkungen der Durchführung der Übereinkünfte der 
Uruguay-Runde abzumildern und sich besser in das Welt­
handelssystem zu integrieren. Vorn Interesse der am wenigsten 
entwickelten Länder hinsichtlich des Gedankens, den Aufbau 
eines "Sicherheitsnetzes" zu erwägen, das ihnen helfen soll, 
solche Auswirkungen unverzüglich beziehungsweise kurz­
fristig zu bewältigen, wurde Kenntnis genommen. Die Schluß­
akte der Uruguay-Runde der multilateralen Handelsverhand­
lungen, einschließlich der Sonderklauseln, die differenzierte 
und günstigere Behandlung vorsehen, sowie der Beschluß über 
Maßnahmen zugunsten der am wenigsten entwickelten Länder 
bilden den institutionellen Rahmen für diese Fragen. 

A 

41. Alle Bestimmungen der Schlußakte der Uruguay­
Runde" sollten wirksam angewandt werden. In diesem Zu­
sammenhang sollten in Übereinstimmung mit der Schlußakte 
die gebotenen konkreten Maßnahmen ergriffen werden, um die 
Erklärung von Marrakesch, insoweit sie die am wenigsten 
entwickelten Länder betrifft, und den Ministerbeschluß über 
Maßnahmen zugunsten der arn wenigsten entwickelten Länder 
vollständig und rasch umzusetzen sowie dell Ministerbeschluß 
über Maßnahmen betreffend die möglichen nachteiligen 
Auswirkungen des Reformprogranuns auf die arn wenigsten 
entwickelten Länder und die Länder, die Netto-Nahrungs­
mittelimporteure sind, zu verwirklichen, mit dem Ziel, die 
Beteiligung der am wenigsten entwickelten Länder an dem 
multilateralen Handelssystem zu verstärken und dabei die 
Auswirkungen der Handelsliberalisierung und die vergleichs­
weise geringen Kapazitäten der am wenigsten entwickelten 
Länder zu berücksichtigen, sich an einern immer stärker 
wettbewerbsgeprägten Weltmarkt für Güter und Dienst­
leistungen zu beteiligen. 

42. Es sollte erwogen werden, die Allgemeinen Präferenz­
systerne und andere Systeme für Produkte von besonderem 
Ausfuhrinteresse für die am wenigsten entwickelten Länder, 
wie landwirtschaftliche Erzeugnisse, Fische und Fischerei­
produkte, Leder und Schuhe sowie Textilien und Bekleidung, 

weiter zu verbessern, unter anderem durch die Ausdehnung auf 
möglichst viele Produkte, Vereinfachung der Verfahren und 
Vermeidung häufiger Änderungen der Systeme. Auch eine 
erhebliche Verringerung der Zollprogression sollte geprüft 
werden. 

43. Die in den verschiedenen Übereinkünften und Rechts­
akten sowie in den Übergangsbestimmungen der Uruguay­
Runde festgelegten Regeln, namentlich diejenigen, die sich auf 
ein Dumpingverbot, Ausgleichszölle, Schutzklauseln und 
Ursprnngsregeln beziehen, sollten flexibel und in einer die am 
wenigsten entwickelten Länder begünstigenden Weise ange­
wandt werden. 

44, Im Textil- und Bekleidungsbereich sollte erwogen 
werden, die Marktzugangsmöglichkeiten für Exporte der am 
wenigsten entwickelten Länder nach Möglichkeit auf sinnvolle 
Weise zu verbessern. 

45. Im Dienstleistungsbereich sollten die Anstrengungen 
auf den Aufbau und die Stärkung der Effizienz und Wett­
bewerbslahigkeit der schwachen inländischen Dienstleistungs­
sektoren der am wenigsten entwickelten Länder gerichtet 
werden. Ihre Beteiligung am Handel mit Dienstleistungen 
sollte durch die wirksame Anwendung von Artikel IV des 
Allgemeinen Übereinkommens über den Handel mit Dienst­
leistungen (GKrS) verstärkt werden, wobei den am wenigsten 
entwickelten Ländern eine besondere Vorrangstellung einge­
räumt werden solL Ferner sollten Wege ausfindig gemacht 
werden, den am wenigsten entwickelten Ländern den Zugang 
zu Informationstechnologien und -netzen sowie zu den 
Verteilungskanälen zu erleichtern und den Dienstleistungs­
anbietern aus den am wenigsten entwickelten Ländern durch 
gemäß dem GATS einzurichtende KontaktsteIlen einen 
einfachen Zugang zu Informationen zu gestatten. Es wurde 
angemerkt, daß die Freizügigkeit der Arbeitskräfte zur 
Erbringung von Dienstleistungen für andere Länder ein Gebiet 
von Interesse für die am wenigsten entwickelten Länder ist. 

46. Es sollte darauf geachtet werden, daß die inner­
staatlichen Rechtsvorschriften der Importländer in Bereichen 
wie Arbeit und Umwelt nicht in einer mit der Schlußakte der 
Uruguay-Runde unvereinbaren Weise die Ausfuhrmöglich­
keiten der am wenigsten entwickelten Länder einschränken. 

47. Die Ursprungsländer ausländischer Investitionen 
werden nachdrücklich aufgefordert, Investitionen in den am 
wenigsten entwickelten Ländern durch geeignete flankierende 
Maßnahmen zu fördern. 

48. Die Süd-Süd-Zusanunenarbeit auf subregionaler und 
regionaler Ebene sollte gefördert werden, um den regionalen 
und subregionalen Handel auszuweiten, indern den am 
wenigsten entwickelten Ländern von ibren Nachbarstaaten 
Marlctzugang gewährt wird. Handelsinitiativen der am wenig­
sten entwickelten Länder innerhalb subregionaler und regiona­
ler Zusanunenschlüsse sollten durch geeignete Maßnahmen 
gefördert, unterstützt und gestärkt werden. Die Anstrengungen 
der am wenigsten entwickelten Länder zur Diversifizierung 
ihrer Exporte bedürfen der Unterstützung, damit ihre Handels­
aussichten erhöht werden. Eine derartige Zusammenarbeit 
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kann von entscheidender Bedeutung sein, indem sie die 
Maßnahmen ergänzt, welche die am wenigsten entwickelten 
Länder und ihre Entwicklungspartner unternehmen, um 
ausländische Investitionen für die am wenigsten entwickelten 
Länder zu gewinnen. Maßnahmen sollten ergriffen werden, 
damit die Entwicklungsländer im Rahmen des Globalen 
Systems der Handelspräferenzen den Ausfuhren der am 
wenigsten entwickelten Länder einen bevorzugten und nicht 
auf Gegenseitigkeit beruhenden Marktzugang gewähren und 
damit durch multilaterale und bilaterale Institutionen nach 
Bedarf mehr Mittel zur Förderung der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit. zwischen den Entwicklungsländern und der 
technischen Zusammenarbeit zwischen den Entwicklungs­
ländern zur Verfügung gestent werden. Die Entwicklungs­
länder sollten unter anderem im Rahmen des Globalen Systems 
der Handeslpräferenzen Präferenzsysteme für die am wenig­
sten entwickelten Länder einführen. 

B 

49. Die technische Hilfe sollte neu ausgerichtet und 
erforderlichenfalls verstärkt werden, um den am wenigsten 
entwickelten Ländern zu helfen, sich auf das durch den 
Abschluß der Uruguay-Runde geschaffene neue Handels­
umfeld einzustellen und Nutzen daraus zu ziehen. Zur Durch­
führung der eingegangenen Verpflichtungen und im Hinblick 
auf die bestmögliche Nutzung der sich aus den Übereinkünften 
der Uruguay-Runde ergebenden Möglichkeiten bedarf es 
gemeinsamer Anstrengungen der Geber, der internationalen 
Organisationen wie auch der am wenigsten entwickelten 
Länder selbst. Die Schwerpunktbereiche der technischen Hilfe 
in dieser Hinsicht sollten folgende sein: 

a) Erhöhung der institutionellen und menschlichen 
Kapazitäten zur Erfüllung der neuen Verpflichtungen aus der 
Mitgliedschaft in der Welthandelsorganisation (WTO) oder zur 
Unterstützung der am wenigsten entwickelten Länder beim 
Beitritt zur WTO sowie bei der Ausarbeitung und Durch­
führung der künftigen Handelspolitik; 

b) Auf- und Ausbau der Bereitstellungskapazitäten von 
Handelswaren und der Erbringung von handelbaren Dienst­
leistungen sowie der Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen; 

c) Verbesserung des mikroökonomischen Handels-
umfelds· und verstärkter Einsatz neuer Kommunikations­
technologien im Dienste des Handels durch das UNCTAD­
Handelseffizienzprogramm; 

d) Erhöhung der Fähigkeit, vollen Nutzen aus den 
allgemeinen Präferenzsystemen zu ziehen; 

e) Unterstützung der Produktdiversifizierung und der 
Vermarktungs anstrengungen; 

f) Ausweitung der Handels- und Investitionschancen der 
am wenigsten entwickelten Länder, namentlich durch die 
Ermittlung neuer Handelschancen, unter anderem durch 
Importförderungseinrichtungen entwickelter und anderer 
Länder, die Schaffung eines der Gewinnung ausländischer 
Investitionen förderlichen Umfelds sowie Beratung und 
technische Unterstützung. 

50. Für die Verwirklichung dieser Ziele ist es wesentlich, 
Doppelarbeit zu beseitigen und die Zusammenarbeit zwischen 
den zuständigen internationalen Organisationen, insbesondere 
der UNCTAD, der WTO und dem Internationalen Handelszen­
trum UNCTAD/GATI zu stärken, um knappe Ressourcen 
sparsam einzusetzen sowie vorhandene und potentielle 
Synergien zwischen diesen Organisationen zu nützen. Eine 
erwägenswerte Maßnahme wäre die Errichtung eines von der 
WTO verwalteten Fonds für technische Hilfe, mit dern den am 
wenigsten entwickelten Ländern geholfen werden soll, aktiv an 
der Welthandelsorganisation teilzunehmen. 

IV. AUSLANDSFINANZIERUNG 

51. Die übergroße Abhängigkeit der am wenigsten 
entwickelten Länder von öffentlicher Entwicklungshilfe wird 
wohl in den verbleibenden Jahren dieses Jahrzehnts und 
darüber hinaus weiterbestehen. Die grundsätzlichen Fragestel­
lungen, vor denen die internationale Gemeinschaft im der­
zeitigen Klima der Haushaltsausterität und knapper öffentli­
cher Entwicklungshilfe steht, sind folgende: a) wie kann die 
Zuweisung von Entwicklungshilfen an die arn wenigsten 
entwickelten Länder verbessert werden, und b), wie kann die 
Qualität und WIrksamkeit der Hilfe für diese Länder verbessert 
werden. Die Geber müssen den vereinbarten Katalog von 
Entwicklungshilfezielen und/oder -verpflichtungen nach 
Ziffer 23 des Aktionsprogramms" rasch umsetzen und ihrer 
Verpflichtung nachkommen, die Gesamthähe der Auslands­
hilfe für die arn wenigsten entwickelten Länder erheblich zu 
steigern und dabei den gestiegenen Bedarf dieser Länder sowie 
die Bedürfnisse derjenigen Länder zu berücksichtigen, die im 
Anschluß an die Pariser Konferenz neu in die Liste der am 
wenigsten entwickelten Länder anfgenommen worden sind. 
Die verschiedenen Bestinunungen der in den letzten Jahren 
von der Generalversammlung verabschiedeten einschlägigen 
Resolutionen sowie die verschiedenen anf den jüngsten großen 
Konferenzen der Vereinten Nationen, insbesondere dem 
Weltgipfel für soziale Entwicklung60

, verabschiedeten diesbe­
züglichen Bestimmungen sollten ebenfalls berücksichtigt 
werden. 

52. Angesichts der in den letzten Jahren gestiegenen 
Kapazität einer Reihe von Entwicklungsländern, selbst Hilfe 
zu gewähren, sollten diese Länder gebeten werden, sich dem 
Kreis der traditionellen Geberländer für die am wenigsten 
entwickelten Länder anzuschließen. 

53. Folgende seitens der Geber erforderliche Maßnahmen 
sind hervorzuheben: 

a) Sondermaßnahmen zur klareren Einarbeitung des 
vereinbarten Katalogs von Entwicklungshilfezielen und/oder 
-verpflichtungen nach Ziffer 23 des Aktionsprogramms in die 
nationalen Entwicklungshilfestrategien und Haushaltspla­
nungsmechanismen der Geberländer; 

b) die Sicherstellung einer angemessenen Finanzierung 
der multilateralen Institutionen und Programme, welche die 
Hauptquellen von Finanzmitteln für die am wenigsten entwik-

60 Siehe AlCONF.l66/9, Kap. I. Resolution 1. 
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kelten Länder sind. Besondere Aufmerksamkeit wird der 
Wiederauffüllung der Mittel der Internationalen Entwicklungs­
organisation (IDA) und der weichen Schalter der regionalen 
Entwicklungsbanken sowie anderer auf ZuschuBbasis 
operierender, multilateraler Progranuue gewidmet werden 
müssen. Die zuständigen multilateralen Finanzinstitutionen 
werden außerdem gebeten, die Möglichkeit der Erschließung 
neuer Mittelquellen zur Unterstützung der Entwicklungs­
anstrengungen der am wenigsten entwickelten Länder zu 
erkunden; 

c) Unterstützung der Bemühungen der Vereinten 
Nationen auf dem Entwicklungssektor durch eine erhebliche 
Anhebung der Ressourcen für operative Aktivitäten auf 
berechenbarer, fortdauernder und gesicherter Grundlage 
entsprechend den gestiegenen Bedürfnissen der Entwicklungs­
länder, wie in den Resolutionen der Generalversammlung 
47/199 vom 22. Dezember 1992 und 48/162 vom 
20. Dezember 1993 festgelegt, unter besonderer Berücksichti­
gung der besonderen Bedürfnisse der am wenigsten entwickel­
ten Länder, wie in den Aktionsprogrammen der großen 
Konferenzen der Vereinten Nationen seit 1990 hervorgehoben 
wurde; 

d) fortgesetzte Gewährung hoher Priorität für die am 
wenigsten entwickelten Länder bei den operativen Tätigkeiten 
aller Teile des Systems der Vereinten Nationen für die Ent­
wicklung, eingedenk des Beschlusses 95/23 des Exekutivr.ts 
des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen und des 
Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen vom 16. Juni 
19956'. in dem festgestellt wird, daß in künftigen Progranuuie­
rungszyklen 60 Prozent der UNDP-Programmressourcen den 
am wenigsten entwickelten Ländern zugewiesen werden 
sollen; 

e) fortgesetzte Gewährung von finanzieller Unterstützung 
für die Anpassungsprogranuue in den am wenigsten entwickel­
ten Ländern zur rechten Zeit und zu Bedingungen, die den 
besonderen Bedürfnissen und Gegebenheiten der am wenig­
sten entwickelten Länder Rechnung tragen, von angemesse­
nem Auslandskapital für die Entwicklung und die Diversifizie­
rung des produzierenden Sektors sowie von zusätzlicher 
Unterstützung für Annutsbekämpfung, Umweltschutz und 
Sozialprogramme; 

j) Gewährung vennehrter technischer Hilfe an die am 
wenigsten entwickelten Länder, wobei dem Transfer von 
Fachkenntnissen mit dem Ziel der Entwicklung nationaler 
Kapazitäten Vorrang eingeräumt werden soll; 

g) Wahrung wechselseitiger Transparenz und Rechen­
schaftspflicht bei der Verwaltung von Entwicklungshilfe­
mitteln durch die Verantwortlichen in den Geberländern 
beziehungsweise -organisationen sowie durch die zuständigen 
Stellen in den Empfängerländern und Sicherstellung der 
aktiven Unterstützung der Geberländer beziehungsweise 
-organisationen bei der Förderung der Übernahme der Träger-

61 Siehe E/1995/L.22. Der endgültige Text des Beschlusses wird in den 
Official Records ofthe Economic and Sodal Counci~ 1995, Supplement No. 14 
(El1995/34/Rev.l) erscheinen. 

schaft der Entwicklungsprogramme durch die Empfängerlän­
der; 

h) Die internationale Gemeinschaft soll die Maßnahmen 
der am wenigsten entwickelten Länder zur Armutsbekämpfung 
unterstützen. Dafür sollen vermehrt Ressourcen aus allen 
denkbaren öffentlichen wie' privaten Quellen verfügbar 
gemacht werden. 

V. AUSLANDS VERSCHULDUNG 

54. Viele der am wenigsten entwickelten Länder sehen 
sich schwerwiegenden Schuldenproblemen gegenüber, und 
mehr als die Hälfte unter ihnen gelten als hochverschuldet. Das 
ernste Verschuldungsproblem der am wenigsten entwickelten 
Länder erfordert verstärkte Bemühungen um eine interna­
tionale Strategie für das Verschuldungsproblem. Diese 
Strategie sollte konkrete Maßnahmen zur Erleichterung der 
Schuldenlast und eine verstärkte Finanzierung zu Vorzugs­
bedingungen beinhalten, womit geeignete wirtschaftspolitische 
Maßnahmen unterstützt werden, die tlir eine Neubelebung des 
Wachstums und der Entwicklung ausschlaggebend sein 
werden. Die hochverschuldeten am wenigsten entwickelten 
Länder sollten in den Genuß erheblicher Schuldennachlässe 
kommen. 

A. Bilaterale äffentliche Verschuldung 

55. a) Alle Geber werden nachdrücklich aufgefordert, 
falls noch nicht geschehen, die Resolution 165 (S-IX) des 
Handels- und Entwicklungsrats vom 11. März 197862 durch­
zuführen, indem sie Schulden aus öffentlicher Entwicklungs­
hilfe vorrangig entweder streichen oder gleichwertige Enda­
stungen gewähren, so daß der Nettozustrom öffentlicher 
Entwicklungshilfe an die Empfanger verbessert wird. Diejeni­
gen Gläubiger, auch soweit sie nicht Mitglieder der OECD 
sind, die solche Forderungen noch erheben, werden nach­
drücklich zu ähnlichen Maßnahmen aufgefordert; 

b) Sie sollen Maßnahmen zur erheblichen und möglichst 
baldigen Reduzierung der bilateralen Schulden der am 
wenigsten entwickelten Länder, insbesondere der Länder 
Afrikas, ergreifen; 

c) Glänhiger, die Mitglied des Patiser Klubs sind, werden 
gebeten, unverzüglich die in den Neapel-Bedingungen fest­
gelegte Behandlung zu sehr günstigen Vorzugsbedingungen 
weiter rasch und flexibel anzuwenden; 

tf) Andere Gläubiger, die nicht Mitglieder des Pariser 
Klubs sind, werden ebenfalls gebeten, ähnliche Maßnahmen 
zur Erleichterung der Schuldenlast der hochverschuldeten 
unter den am wenigsten entwickelten Ländern zu treffen, so 
auch indem sie spezielle Schuldenabbauprogranuue und 
Schuldenerleichterungsmechanismen einrichten. 

B. Multilaterale Verschuldung 

56. Zur Bewältigung der Probleme im Zusanuuenhang mit 
der multilateralen Verschuldung der am wenigsten entwickel-

62 Siehe Offizielles Protokoll der GelleraJversanrmlung, Dreiunddreißigste 
Tagung. Beilage 15 (Al3311.5 und Korr.1), Bd. I, Zweiter Teil. Anlage I. 
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ten Länder werden die Bretton-Woods-Institutionen aufgeru­
fen, einen umfassenden Ansatz zur Unterstützung von Ländern 
mit multilateralen Verschuldungsproblemen zu erarbeiten 
mittels flexibler Anwendung vorhandener Instrumente sowie 
neuer Mechanismen, wo dies erforderlich ist. In diesem 
Zusammenhang werden die Bretton-Woods-Institutionen 
aufgerufen, ihre laufenden Beratungen über mögliche Wege 
zur Lösung des Problems der multilateralen Verschuldung zu 
beschleunigen. Die anderen internationalen Finanzinstitutionen 
werden gebeten, im Rahmen ihres Mandats geeignete An­
strengungen mit dem Ziel zu erwägen, die am wenigsten 
entwickelten Länder bei ihren Problemen im Zusammenhang 
mit der multilateralen Verschuldung zu unterstützen. 

Co Schulden bei Geschiijtsbanken 

57. a) Die Gläubiger/ände!", die Geschäftsbanken und die 
multilateralen Finanzinstitutionen werden gebeten, im Rahmen 
ihrer Vorrechte zu erwägen, ihre Initiativen und Bemühungen 
zur Bewältigung des Problems der Schulden der am wenigsten 
entwickelten Länder bei Geschäftsbanken fortzusetzen; 

b) Die Ressourcen der Schuldenreduzierungsfazilität der 
Internationalen Entwicldungsorganisation sollen mobilisiert 
werden mit dem Ziel, den in Betracht kommenden am wenig­
sten entwickelten Ländern beim Abbau ihrer Schulden bei 
Geschäftsbanken behilflich zu sein, wobei auch alternative 
Mechanismen zur Ergänzung dieser Fazilität geprüft werden 
sollten. 

58. Im Einklang mit der Kopenhagener Erklärung über 
soziale Entwicklung60 sollen auf Programme und Projekte der 
sozialen Entwicklung angewandte Techniken der Schulden­
umwandlung ausgearbeitet und durchgeführt werden. 

VL VORKEHRUNGEN FÜR Dm DURCHFÜHRUNG, WEI1ER­

VERFOLGUNG UND ÜBERWACHUNG DES AKTIONS­

PROGRAMMS 

59. Es ist wichtig, daß die UNCTAD in ihrer Eigenschaft 
als weltweite Koordinierungsstelle für die Überwachung, 
Weiterverfolgung und Überprüfung der Durchführung des 
Aktionsprogramms über ausreichende Kapazitäten und 
Ressourcen verfügt, um Folgemaßnahmen zu den Ergebnissen 
der globalen HalbzeifÜberprüfung treffen zu können. In diesem 
Zusammenhang wird darauf hingewiesen, daß die Generalver­
sammlung in ihrer Resolution 49/98 den Generalsekretär 
gebeten hat, der Generalversammlung auf ihrer fünfzigsten 
Tagung Empfehlungen zu unterbreiten, um sicherzustellen, 
daß das Sekretariat der UNCTAD über genügend Kapazität 
verfügt, um wirksame Folgernaßnahmen zu den Ergebnissen 
der globalen Halbzeitüberprüfung und gegebenenfalls Folge­
maßnahmen zu den von den großen Konferenzen der Ver­
einten Nationen verabschiedeten Schlußfolgerungen und 
Empfehlungen zu ergreifen, soweit sie die am wenigsten 
entwickelten Länder betreffen. 

50/104. Die Frau und die Entwicklung 

Die Generalversammlung, 

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 40/204 vom 
17. Dezember 1985,42/178 vom 11. Dezember 1987 und 

44/171 vom 19. Dezember 1989 sowie auf alle anderen 
einschlägigen Versammlungsresolutionen über die Einbindung 
der Frau in die Entwicklung und die von der Kommission für 
die Rechtsstellung der Frau verabschiedeten Resolutionen über 
die Einbindung der Frau in die Entwicklung, 

eingedenk der Ergebnisse der Vierten Weltfrauenkon­
ferenz und anderer wichtiger Konferenzen und Gipfeltreffen 
der Vereinten Nationen, die vor kurzem abgehalten wurden, 

in Anerkennung des maßgeblichen Beitrags, den die Frauen 
zur Wirtschaftstätigkeit leisten, und der wichtigen Kraft, die 
sie zugunsten des Wandels und der Entwicklung in allen 
Bereichen der Wirtschaft, insbesondere in Schlüsselbereichen, 
wie der Landwirtschaft, der Industrie und dem Dienstleistungs­
sektor, darstellen, 

erneut erklärelUi, daß die Frau durch ihre bezahlte und 
unbezahlte Arbeit im Hause, in der Gemeinschaft und am 
Arbeitsplatz einen maßgeblichen Beitrag zur Wirtschaft und 
zur Armutsbekämpfung leistet und daß die Machtgleich­
stellung der Frau ein wesentlicher Faktor bei der Beseitigung 
der Armut ist, 

in der Erkenntnis, daß die in vielen Entwicklungsländern 
herrschenden schwierigen sozioökonomischen Bedingungen 
zu einer raschen Feminisierung der Armut geführt haben, 
insbesondere in ländlichen Gebieten und in Haushalten, die 
von Frauen geführt werden, 

in dem Bewußtsein, daß die nach wie vor andauernde 
Diskriminierung und die Tatsache, daß sie noch immer keinen 
gleichberechtigten Zugang zu Bildung und Ausbildung und 
keine Kontrolle über Grund und Boden, Kapital, Technologie 
und andere Bereiche der Produktion haben, die Frauen daran 
hindern, voll zur Entwicklung beizutragen und davon zu 
profitieren, 

in der Erwägung, daß der informelle Sektor in zahlreichen 
Entwicklungsländern eine wichtige Quelle unternehmerischer 
Tätigkeiten und Beschäftigungsmöglichkeiten für die Frauen 
darstellt, 

im Hinblick auf die wichtige Aufgabe, die den Organisatio­
nen und Organen des Systems der Vereinten Nationen zmilll!, 
wenn es darum geht, den Frauen ein Vorankommen im 
Rahmen der Entwicklung zu erleichtern, 

i. begrüßt die Verabschiedung der Erklärung von Bei­
jing" und der Aktionsplattform64 durch die Vierte Weltfrauen­
konferenz; 

2. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs 
über die wirksame Mobilisierung und Einbindung der Frauen 
in die Entwicklung"; 

3. fordert, daß die in Beijing verabschiedete Aktions­
plattform sowie die in den Ergebnissen aner anderen großen 

63 A1CONF.177/20, Kap. I, Resolution 1, Anlage I. 
64 Ebd., Anlage H. 
65 A/50/399, 




